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Drud(sache 2987 


Sdiriftllcher Beridit 

des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

(8. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Personenstandsgesetzes 

- Drucksadien 848, zu 848 - 


A. Beridit des Abgeordneten Schmitt (Vodcenhausen): 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 
ist vom Ausschuß für Angelegenheiten der inne- 
ren Verwaltung in 6 Sitzungen eingehend beraten 
worden. Die abschließende Beratung hat sich da- 
durch verzögert, daß der Ausschuß in jedem Falle 
die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der 
Strafvorschrift des § 67, der Frage der Verfas- 
sungsmäßigkeit der Eintragung des religiösen Be- 
kenntnisses in die Personenstandsbücher und zu 
der Frage der Bestimmungen über die Kirchen- 
bücher aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Per- 
sonenstandsgesetzes vom 6. Februar 1875, abwar- 
ten wollte. Der Ausschuß hat das grundsätzliche 
Anliegen des Entwurfs bejaht, nämlich 

a) die Vertriebenen wieder mit beweiskräftigen 
Personenurkunden auszustatten und 

b) im Geltungsbereich des Gesetzes die Führung 
der Personenstandsbücher wieder nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten vornehmen zu lassen. 

Zu a: Der Ausschuß hat die verschiedenen Mög- 
lichkeiten, die sich aus der bisherigen Gesetz- 
gebung ergeben, geprüft und ist übereinstimmend 
zu der Auffassung gekommen, daß der Vorschlag 
der Bundesregierung der einfachste und zweck- 
mäßigste Weg ist und daß er sich vor allem auch 
im Rahmen der Gesetzgebung am besten verwirk- 
lichen läßt. 

Zu b: Die Vereinheitlichung der Bestimmungen 
war erforderlich, weil seit dem Erlaß des Personen- 
standsgesetzes von 1937 zahlreiche Änderungsvor- 
schriften eine Unübersichtlichkeit herbeigeführt 
hatten und weil z. T. auch nach 1945 in den ver- 
schiedenen Ländern abweichende Bestimmungen 
getroffen worden waren. Mit dem Inkrafttreten 


des neuen Gesetzes wird das Personenstandsrecht, 
soweit es durch das Personenstandsgesetz geregelt 
wird, ausschließlich in diesem Gesetz zusammen- 
gefaßt sein. 

Schließlich ist noch von besonderer Bedeutung, 
daß auch das Standesamt I in Berlin (West) wieder 
im Sinne gesamtdeutscher Bemühungen die Auf- 
gaben eines Zentralstandesamtes übernimmt. 

Das Gesetz bringt — abgesehen von der Einfüh- 
rung des Familienbuchs — z. T. auch eine wesent- 
liche Vereinfachung der bisherigen Vorschriften, 
um soweit wie möglich den Arbeits- und Kosten- 
aufwand zu verringern, nicht zuletzt im Hinblick 
auf die Tatsache, daß der größte Teil der Standes- 
beamten ehrenamtliche Beamte (Bürgermeister) 
sind. 

Besonders ausführlich hat sich der Ausschuß mit 
der Einführung des Familienbuchs beschäftigt. Die 
in der ersten Lesung vorgetragenen Bedenken 
konnten in den sehr ausführlichen Beratungen zer- 
streut werden. Der Ausschuß hat auch durch eine 
Neufassung der grundsätzlichen Bestimmungen 
über das Familienbuch klar zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das Familienbuch ausschließlich dazu 
dient, den jeweiligen Personenstand der Familien- 
angehörigen ersichtlich zu machen und keine dar- 
über hinausgehenden Aufgaben hat. Die Bundes- 
regierung wird bei der Neuherausgabe der Aus- 
führungsvorschriften und der Dienstanweisung für 
die Standesbeamten die im Ausschuß geäußerten 
Anregungen und Wünsche berücksichtigen und 
auch in diesen Fragen den Grundgedanken der Be- 
ratung entsprechen. Auch die Formblätter sollen 
in diesem Sinne gestaltet werden. 

Infolge der langen Dauer der Beratungen ergab 
sich die Notwendigkeit, sämtliche im Gesetz vorge- 
sehenen Termine über das Inkrafttreten neu fest- 
zulegen (§§ 15 a Abs. 1, 70 Nr. 1, 7, 16, Artikel VI). 


Druck: Bonner Unlversltflts-Budidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



II. Im einzelnen 

ZU ARTIKEL I 
Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 1) 

Die vorgesehene Fassung gab zu Mißverständ- 
nissen über die Gründe der Einführung des Fami- 
lienbuchs Anlaß. Die Neufassung des Ausschusses 
stellt klar, daß das Familienbuch nur dazu be- 
stimmt ist, den jeweiligen Personenstand der Fa- 
milienangehörigen ersichtlich zu machen. 

Zu Nr. 4 (§ 5) 

Abs. 1: 

Zur Erleichterung des Aufgebots genügen auch 
alternativ die Vorlage beglaubigter Abschriften 
des Familienbuchs oder Auszüge aus diesem. 

Abs. 2 und 3: 

Die Änderungen sind im wesentlichen redaktio- 
neller Art. 

Zu Nr. 5 und 6 (§§ 5 a, 6) 

Die Änderungen sind redaktioneller Art. 

Zu Nr. 7 (§ 7 a) 

Die Bestimmungen des § 7 a, die die Befreiung 
vom Ehehindernis der Wartezeit bei Auslandsehen 
betreffen, wurden in die Vorschriften eines neu 
eingefügten § 69 b übernommen. 

Zu Nr. 7 a (§ 8) 

Von einer Änderung der bisherigen Bestimmung 
über die Form der Eheschließung wurde abge- 
sehen. 

Zu Nr. 11 und 13 (§§ 11, 12, 14, 15, 15 c, 15 a, 15 b) 

Der Ausschuß war in seiner Mehrheit der Auf- 
fassung, daß es richtig sei, die rechtliche Zugehörig- 
keit oder die Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft in die entsprechenden Personenstandsbücher 
einzutragen. Die Minderheit hatte gegen diese Ein- 
tragung verfassungsrechtliche Bedenken. Die jetzt 
gewählte Fassung bringt zum Ausdruck, daß die 
Eintragung des religiösen Bekenntnisses auf dem 
freien Willen des Berechtigten beruht. 

Die vom Ausschuß vorgenommenen Änderungen 
in den §§ 15 und 15 c sollen verhindern, daß nicht- 
beteiligte Personen unnötig die Möglichkeit haben, 
Kenntnis vom Vorhandensein vorehelicher Kinder 
zu nehmen. 

Die vorgenommene Änderung in § 15 a ist redak- 
tioneller Art. 

Vgl. wegen des Nachweises des religiösen Bekennt- 
nisses den Vermerk zu § 11; die weitere Änderung 
im § 15 b erfolgte aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung. 


Zu Nr. 13 a (§ 18 Abs. 1) 

Die Streichung erfolgte im Interesse einer ein- 
heitlichen Registrierung von Personenstandsfällen. 

Zu Nr. 13 b (§ 19 Satz 1) 

Die Änderungen erfolgten aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 15 (§ 21) 

Vgl. Vermerk zu § 11. 

Zu Nr. 16 b (§ 25) 

Vgl. Vermerk zu § 19 Satz 1. 

Zu Nr. 18 (§ 28 Abs. 1) 

Diese Bestimmung wurde aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung geändert. 

Zu Nr. 19 (§ 29) 

Auch für die Änderung dieser Bestimmung gel- 
ten die Ausführungen zu Änderungen im § 15. 

Zu Nr. 20 (§ 29 a) 

Die Neufassung berücksichtigt stärker als die 
bisherigen gesetzlichen Bestimmungen das be- 
stehende internationale Privatrecht und gibt deut- 
schen Müttern einen stärkeren Schutz. Der Aus- 
schuß hat bei dieser Gelegenheit Veranlassung ge- 
nommen, das Justizministerium zu bitten, dem 
Bundestag in absehbarer Zeit Aufklärung darüber 
zu geben, ob und in welchen Ländern ein Aner- 
kenntnis der Mutterschaft erforderlich ist. 

Zu Nr. 22 a (§ 34) 

Vgl. Vermerk zu § 18. 

Zu Nr. 24 (§ 37) 

Vgl. Vermerk zu § 11, 

Zu Nr. 25 a (§ 39) 

Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nr. 28 (§ 41) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nr. 31 (§ 43 e) 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu Nr. 33 (§ 44) 

Verwaltungs Vereinfachung und redaktionelle Än- 
derungen. 

Zu Nr. 34 und 37 (§§ 44 a, 44 b, 46 a) 

Verwaltungsvereinfachung und redaktionelle Än- 
derungen. 


2 



Zu Nr. 42 (§ 50) 

Die Änderung zu § 50 entspricht einer Empfeh- 
lung des Bundesrates, der die Bundesregierung zu- 
gestimmt hat. Der Ausschuß hielt den Wunsch für 
begründet und hat eine entsprechende Änderung 
der Bestimmung vorgenommen. 

Zu Nr. 43 bis 47 (§§ 52 bis 59) 

Der Ausschuß hat die Einwendungendes Bundes- 
rates gegen die Regierungsvorlage sehr eingehend 
geprüft. Er glaubt nicht, daß die vorgesehenen 
Änderungen über die Zuständigkeit des Bundes 
hinausgehen und sieht darin keinen Eingriff in die 
Organisationsgewalt und die Gesetzgebungszustän- 
digkeit der Länder auf dem Gebiete des Gemeinde- 
verfassungsrechts. Es handelt sich bei den vorge- 
sehenen Regelungen nicht um Eingriffe in das Ge- 
meindeverfassungsrecht, sondern um Bestimmun- 
gen über das Verfahrensrecht, soweit die Länder 
durch die Gemeinden das Personenstandsgesetz zu 
vollziehen haben. Im übrigen nimmt der Bericht- 
erstatter auf das ausführliche Protokoll Bezug. 

Die Änderungen dienen der Verwaltungsverein- 
fachung. 

Zu Nr. 49 (§ 61) 

Der Ausschuß hielt eine einengende Vorschrift 
über die Einsicht in die Personenstandsbücher für 
erforderlich, um unbefugten Dritten nicht die Mög- 
lichkeit zu Nachforschungen zu geben. Die jetzige 
Fassung verlangt, abgesehen von den Angehörigen, 
die Glaubhaftmachung eines rechtlichen Interesses, 
auch von Behörden. 

Zu Nr. 50 (§§ 61 a, 61 b, 61c) 

Der Ausschuß war zu § 61 a der Auffassung, daß 
in immer stärkerem Umfang sich Behörden usw. 
mit der Vorlage eines Geburtsscheins begnügen 
sollen. Eine derartige Regelung diene der Verwal- 
tungsvereinfachung vor allem auch im Sinne des 
Schutzes des vorehelichen und unehelichen Kindes. 

Die Bestimmungen des § 61 b wurden redaktio- 
nell an den § 61 angepaßt. 

In § 61 c sind anstelle des § 65 b die entsprechen- 
den Bestimmungen über den Geburtsschein festge- 
legt. Es wird dazu auf die Ausführungen zu § 61 a 
verwiesen. 

Zu Nr. 51 (§§ 62 bis 64) 

Vgl. Vermerk zu § 11. 

Zu Nr. 56 (§ 67) 

Die Bundesregierung hatte ursprünglich vorge- 
schlagen, die Strafbestimmung des § 67 wegfallen 
zu lassen. Sie hat sich dann den vom Bundesrat 
vorgetragenen Bedenken gegen eine völlige Strei- 
chung der Strafvorschrift nicht ganz verschlossen 
und ist der vom Bundesrat vorgeschlagenen Straf- 
vorschrift zum Teil beigetreten und zwar in dem 


Umfange, daß lediglich eine Geldstrafe bis 500 DM 
angedroht wird. 

Die Auffassungen im Ausschuß über die Beibe- 
haltung der Strafvorschrift waren geteilt. Der 
Rechtsausschuß hatte mit 13 : 12 Stimmen dieStrei- 
chung der Strafvorschrift empfohlen. Nachdem ein 
Antrag auf völlige Streichung der Strafvorschrift 
bei Stimmengleichheit abgelehnt worden war, ver- 
fielen Anträge auf Übernahme der vom Bundesrat 
und zuletzt der von der Bundesregierung vorge- 
sciilagenen Fassungen der Ablehnung, so daß die 
Strafvorschrift in der Fassung des Gesetzes von 
1937 geblieben ist. 

Zu Nr. 60 (§§ 69 a, 69 b, 69 d) 

Vgl. zu § 69 a Abs. 2 den Vermerk zu § 11 . 

Der Ausschuß hat in § 69 a Abs. 3 die Bestim- 
mungen über die Auswertung der Eintragungen 
über das religiöse Bekenntnis erweitert, um auch 
durch die Fassung des Gesetzes klarzustellen, daß 
diese Eintragungen in jedem Falle nur für Zwecke 
der Bevölkerungsstatistik verwertet werden dür- 
fen. Die Frage nach der Religionszugehörigkeit ist 
in dem Gesetz jetzt festgelegt. Darüber hinaus ist 
die Auskunftspflicht genau geregelt und noch ein- 
mal zum Ausdruck gebracht, daß in diesem Falle 
eine Auskunftspflicht abweichend von den Bestim- 
mungen der §§ 11, 12, 14, 21 und 37 besteht, weil 
diese Auskünfte, wie oben erwähnt, nur für sta- 
tistische Zwecke ausgewertet werden dürfen. 

Die Änderung im § 69 b Abs. 2 ergibt sich aus 
der Übernahme von § 7 a Abs. 1 Satz 2 (Befrei- 
ung vom Ehehindernis der Wartezeit). 

§ 69 d geht auf einen Vorschlag des Bundesrates 
zurück, dem der Ausschuß zugestimmt hat. Die 
Vorschrift regelt Personenstandsfälle aus der Nach- 
kriegszeit, bei denen bisher Unklarheit über die 
Beurkundung bestand. 

Zu Nr. 63 {§ 70 a) 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich zu § 70 a 
Abs. 1 Nr. 2 der Regierungsvorlage angeschlossen, 
während die Minderheit der Auffassung des Bun- 
desrates, die in Drucksache 848 festgelegt ist, bei- 
getreten ist. Darüber hinaus hatte die Minderheit 
verfassungsrechtliche Bedenken, den Erlaß einer 
Rechtsverordnung von dem Einvernehmen mit 
einer außerstaatlichen Stelle abhängig zu machen. 
Diese Auffassung hat auch der Rechtsausschuß ge- 
teilt, der, um allen Schwierigkeiten zu begegnen, 
die Streichung der Vorschrift angeregt hatte, zu- 
mal die Auskunftspflicht nach dem BGB ohnehin 
nach seiner Auffassung gesichert war. Die Mehr- 
heit des Ausschusses ist, wie gesagt, dieser Auf- 
fassung nicht beigetreten und hat der Regierungs- 
vorlage zugestimmt. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Schmitt (Vockenhausen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 848, £ji 848 — 
in der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 5. Dezember 1956 

Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Schmitt (Vockenhausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 
- Drucksachen 848, zu 848 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Personenstandsgesetz vom 3. Novem- 
ber 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) in der 
Fassung der Vierten Verordnung zur Ausfüh- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 27. September 1944 (Reichsge- 
setzbL I S. 219) und des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 57) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Standesbeamte führt ein Hei- 
ratsbuch, ein Familienbuch, ein Geburten- 
buch und ein Sterbebuch.“ 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Helratsbuch dient zur Beur- 
kundung der Eheschließungen. Das Fami- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Personenstandsgesetz vom 3. Novem- 
ber 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) in der 
Fassung der Vierten Verordnung zur Ausfüh- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 27. September 1944 (Reichsge- 
setzbl. I S. 219) und des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 57) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Standesbeamte führt ein Hei- 
ratsbuch, ein Familienbuch, ein Geburten- 
buch und ein Sterbebuch (Personenstands- 
bücher).“ 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Heiratsbuch dient zur Beur- 
kundung der Eheschließungen. Das Fami- 



Entwurf 

lienbuch ist dazu bestimmt, den Perso- 
nenstand der Familienangehörigen und 
ihren verwandtschaftlichen Zusammen- 
hang ersichtlich zu machen.“ 

3. Die Überschriften vor § 3 erhalten fol- 
^ gende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 

Aufgebot, Heiratsbuch und Familienbuch 
a) Aufgebot“ 


4. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Die Verlobten haben bei der Bestel- 
lung des Aufgebots dem Standesbeamten 
ihre Geburtsurkunden vorzulegen. 


(2) Der Standesbeamte darf das Aufge- 
bot nur erlassen oder Befreiung vom 
Aufgebot nur bewilligen, wenn die Ver- 
lobten nachweisen, daß der beabsichtig- 
ten Eheschließung kein Ehehindernis ent- 
gegensteht. Reichen die Geburtsurkunden 
ni^t aus, so hat der Standesbeamte wei- 
tere Urkunden zu fordern. 

(3) Ist den Verlobten die Beschaffung 
der erforderlichen Urkunden nicht oder 
nur mit erheblichen Schwierigkeiten oder 
unverhältnismäßig hohen Kosten mög- 
lich, so kann der Standesbeamte sich mit 
der Vorlage kirchlicher oder anderer be- 
weiskräftiger Bescheinigungen begnügen. 
Der Standesbeamte kann die Verlobten 
von der Beibringung von Urkunden und 
Bescheinigungen befreien, wenn er die zu 
beweisenden Tatsachen kennt oder sich 
davon auf andere Welse Gewißheit ver- 
schafft hat. Notfalls kann er zum Nach- 
weis eidesstattliche Erklärungen der Ver- 
lobten oder anderer Personen entgegen- 
nehmen. 

(4) Die zur Eheschließung erforderliche 
Einwilligung der Eltern, des Vormundes 
oder Pflegers ist durch Öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachzu- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

lienbuch ist dazu bestimmt, den jeweili- 
gen Personenstand der Familienangehöri- 
gen ersichtlich zu machen.“ 

3. unverändert 


3 a. § 3 Abs. 2 fällt weg. 

♦ 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

(1) Die Verlobten haben bei der Bestel- 
lung des Aufgebots dem Standesbeamten 
ihre Geburtsurkunden, beglaubigte Ab- 
schriften des Familienbuchs oder Auszüge 
aus diesem vorzulegen. 

(2) Der Standesbeamte darf das Aufge- 
bot nur erlassen, Befreiung vom Aufgebot 
oder Abkürzung der Aufgebotsfrist nur 
bewilligen, wenn der beabsichtigten Ehe- 
schließung kein Ehehindernis entgegen- 
steht. Reichen die nach Absatz 1 vorge- 
legten Urkunden nicht aus, so hat aer 
Standesbeamte weitere Urkunden zu for- 
dern. 

(3) Ist den Verlobten die Beschaffung 
der erforderlidien Urkunden nicht oder 
nur mit erheblichen Schwierigkeiten oder 
unverhältnismäßig hohen Kosten mög- 
lich, so kann der Standesbeamte sich mit 
der Vorlage kirchlicher oder anderer be- 
weiskräftiger Bescheinigungen begnügen. 
Der Standesbeamte kann die Verlobten 
von der Beibringung von Urkunden und 
Besdieinigungen befreien, wenn er die zu 
beweisenden Tatsachen kennt oder sich 
davon auf andere Weise Gewißheit ver- 
schafft hat. Notfalls kann er zum Nach- 
weis eidesstattliche Versicherungen der 
Verlobten oder anderer Personen ver- 
langen. 

(4) unverändert 
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Entwurf 

weisen. Für die Beurkundung oder Be- 
glaubigung der Einwilligungserklärungen 
ist auch jeder Standesbeamte zuständig.“ 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

(1) Das Ehefähigkeitszeugnis für aus- 
ländische Verlobte muß, falls durch Staats- 
vertrag nichts anderes vereinbart ist, mit 
der Bescheinigung des zuständigen deut- 
schen Konsuls darüber versehen sein, daß 
die ausländische Behörde zur Ausstellung 
des Zeugnisses befugt ist. Das Zeugnis 
verliert seine Kraft, wenn die Ehe nicht 
binnen sechs Monaten seit der Ausstel- 
lung geschlossen wird; ist in dem Zeug- 
nis eine kürzere Geltungsdauer angege- 
ben, so bewendet es hierbei, 

(2) Will ein Verlobter von der Beibrin- 
gung des Ehefähigkeitszeugnisses befreit 
werden, so hat der Standesbeamte den 
Antrag entgegenzunehmen und die Ent- 
scheidung vorzubereiten; hierbei hat er alle 
Nachweise zu fordern, die vor der An- 
ordnung des Aufgebots erbracht werden 
müssen. Auch kann er eine eidesstattliche 
Erklärung über Tatsachen, die für die Be- 
freiung von der Beibringung des Ehe- 
fähigkeitszeugnisses erheblich sind, ent- 
gegennehmen'" 

6. Die §§ 6, 7 erhalten folgende Fassung: 

4 6 

(1) Nach Ablauf der Aufgebotsfrist 
darf die Eheschließung vorgenommen 
werden, falls dem Standesbeamten kein 
Ehehindernis bekanntgeworden Ist. 

(2) Wollen die Verlobten vor einem 
Standesbeamten heiraten, der für die Ehe- 
schließung nicht zuständig Ist, so muß in 
der von dem zuständigen Standesbeam- 
ten auszustellenden Ermächtigung be- 
scheinigt werden, daß das Aufgebot er- 
lassen oder die Ehe ohne Aufgebot ge- 
schlossen werden darf und daß kein Ehe- 
hindernis bekanntgeworden ist. 

(3) Wollen die Verlobten vor einem 
Standesbeamten heiraten, der für die Ehe- 
schließung zwar zuständig ist, aber das 
Aufgebot nicht erlassen hat, so müssen 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


5. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

♦ 

4 3 a 

(1) Das Ehefähigkeitszeugnis für aus- 
ländische Verlobte muß, falls durch Staats- 
vertrag nichts anderes vereinbart ist, mit 
der Bescheinigung des zuständigen deut- 
schen Konsuls darüber versehen sein, daß 
die ausländische Behörde zur Ausstellung 
des Zeugnisses befugt ist. Das Zeugnis 
verliert seine Kraft, wenn die Ehe nicht 
binnen sechs Monaten seit der Ausstel- 
lung geschlossen wird; ist in dem Zeug- 
nis eine kürzere Geltungsdauer angege- 
ben, ist diese maßgebend. 

(2) Will ein Verlobter von der Beibrin- 
gung des Ehefähigkeitszeugnisses befreit 
werden, so hat der Standesbeamte den 
Antrag entgegenzunehmen und die Ent- 
scheidung vorzubereiten; hierbei hat er alle 
Nachweise zu fordern, die vor der An- 
ordnung des Aufgebots erbracht werden 
müssen. Auch kann er eine eidesstattliche 
Versicherung über Tatsachen, die für die Be- 
freiung von der Beibringung des Ehe- 
fähigkeitszeugnlsses erheblich sind, ver- 
langen.“ 

6. Die §§ 6, 7 erhalten folgende Fassung: 

4 6 

(1) unverändert 


(2) Wollen die Verlobten vor einem 
Standesbeamten heiraten, der für die Ehe- 
schließung nicht zuständig ist, so muß in 
der von dem zuständigen Standesbeam- 
ten auszustellenden Ermächtigung be- 
scheinigt sein, daß das Aufgebot er- 
lassen oder die Ehe ohne Aufgebot ge- 
schlossen werden darf und daß kein Ehe- 
hindernis bekanntgeworden ist. 

(3) unverändert 
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sie eine Bescheinigung des Standesbeam- 
ten, der das Aufgebot erlassen hat, dar- 
über vorlegen, daß das Aufgebot erlassen 
und kein Ehehindernis bekanntgeworden 
ist. 

§ 7 

Soll die Ehe wegen lebensgefährlicher 
Erkrankung eines Verlobten ohne Aufge- 
bot geschlossen werden, so muß durch 
ärztliches Zeugnis oder auf andere Weise 
nachgewiesen werden, daß die Eheschlie- 
ßung nicht aufgeschoben werden kann. In 
diesem Falle muß glaubhaft gemacht wer- 
den, 'daß kein Ehehindernis besteht.“ 

7. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

4 7 a 

(1) Die Befreiung vom Ehehindernis 
der Wartezeit erteilt der Standesbeamte, 
der das Aufgebot erläßt oder Befreiung 
vom Aufgebot bewilligt. Soll die Ehe im 
Ausland geschlossen werden, so erteilt der 
Standesbeamte die Befreiung, der für die 
Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses 
zuständig ist. Kann die Ehe wegen lebens- 
gefährlicher Erkrankung eines Verlobten 
ohne Aufgebot geschlossen werden, so ist 
für die Befreiung der Standesbeamte zu- 
ständig, vor dem die Ehe geschlossen 
wird. 

(2) Der Standesbeamte soll die Befrei- 
ung nur versagen, wenn die Frau von 
ihrem früheren Mann schwanger ist.'' 

7 a, § 8 erhält folgende Fassung: 

4 s 

Die Eheschließung soll in einer der Be- 
deutung der Ehe entsprechenden würdigen 
Weise vor genommen werden." 

8. Die Überschrift vor § 9 erhält folgende 

♦ 

„b) Heiratsbuch“ 

9. § 9 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 9 

Jede Eheschließung ist Im Beisein der 
Ehegatten und der Zeugen im Heirats- 
buch zu beurkunden.“ 

10. § 10 fällt weg. 

♦ 


§ 7 

unverändert 


7. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

♦ 

„§ 7 a 

(1) Die Befreiung vom Ehehindernis 
der Wartezeit erteilt der Standesbeamte, 
der das Aufgebot erläßt oder Befreiung 
vom , Aufgebot bewilligt. Kann die Ehe 
wegen lebensgefährlicher Erkrankung 
eines Verlobten ohne Aufgebot geschlos- 
sen werden, so ist für die Befreiung der 
Standesbeamte zuständig, vor dem die 
Ehe geschlossen wird. 


(2) entfällt 


7a. entfällt 

♦ 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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11. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In das Heiratsbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
schließenden, ihr Beruf und Wohnort, 
Ort und Tag ihrer Geburt sowie ihr 
religiöses Bekenntnis, 


2. die Vor- und Familiennamen der Zeu- 
gen, ihr Alter, Beruf und Wohnort, 

3. die Erklärung der Eheschließenden, 

4. der Ausspruch des Standesbeamten.“ 

12. Vor § 12 wird folgende Überschrift ein- 
♦ gefügt; 

„c) Familienbuch“ 

13. An die Stelle der §§ 12 bis 15 treten fol- 
gende Vorschriften: 

4 12 

(1) Das Familienbuch wird im Anschluß 
an die Eheschließung von dem Standesbe- 
amten, vor dem die Ehe geschlossen ist, 
angelegt. 

(2) In das Familienbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Beruf, Ort und Tag ihrer 
Geburt und ihrer Eheschließung sowie 
ihr religiöses Bekenntnis, 


2. die Vor- und Familiennamen sowie 
Wohnort oder letzter Wohnort der 
Eltern der Ehegatten, 

3. ein Vermerk über die Staatsangehörig- 
keit der Ehegatten, falls diese von den 
Ehegatten nachgewiesen wird. 

§ 13 

(1) Das Familienbuch ist ständig fort- 
zuführen. Zuständig ist der Standesbe- 
amte, in dessen Bezirk die Ehegatten 
ihren jeweiligen Wohnsitz, beim Fehlen 
eines Wohnsitzes ihren gewöhnlichen 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

11. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In das Heiratsbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
schließenden, ihr Beruf und Wohnort, 
Ort und Tag ihrer Geburt sowie im 

Falle ihres Einverständnisses ihre recht- 
liche Zugehörigkeit oder ihre Nichtzu- 
gehörigkeit zu einer Kirche, Religions- 
gesellsAaft oder WeltansAauungsge- 
meinschaft, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

12. unverändert 


13. An die Stelle der §§ 12 bis 15 treten fol- 
^ gende Vorschriften: 

4 12 

(1) unverändert 


(2) In das Familienbuch werden einge- 
tragen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Beruf, Ort und Tag ihrer 
Geburt und ihrer Eheschließung sowie 

im Falle ihres Einverständnisses ihre 
rechtliche Zugehörigkeit oder ihre 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft, 

2. unverändert 


3. unverändert 


§ 13 

(1) unverändert 
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Aufenthalt haben, Leben die Ehegatten 
getrennt, so wird das Familienbuch von 
dem für den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Mannes zuständigen Stan- 
desbeamten fortgeführt. 

(2) Hat der Mann im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes weder Wohnsitz noch ge- 
wöhnlichen Aufenthalt, so wird das Fa- 
milienbuch von dem für den Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt der Frau 
zuständigen Standesbeamten fortgeführt. 

(3) Hat keiner der Ehegatten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, so 
wird das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin fort- 
geführt. 

(4) Wird die Ehe durch den Tod eines 
Ehegatten aufgelöst oder wird ein Ehe- 
gatte für tot erklärt oder seine Todeszeit 
gerichtlich festgestellt, so wird das Fami- 
lienbuch von dem für den Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt des anderen 
Ehegatten zuständigen Standesbeamten 
fortgeführt. Absatz 3 gilt entsprechend. 

(5) Wird die Ehe geschieden, aufge- 
hoben oder für nichtig erklärt oder stirbt 
der überlebende Ehegatte, wird er für tot 
erklärt oder wird seine Todeszeit gericht- 
lich festgestellt, so wird das Familienbudi 
am bisherigen Führungsort fortgeführt. 

§ 14 

Der Standesbeamte, der das Familien- 
buch fortführt, hat in dieses einzutragen: 

1. den Tod der Ehegatten, ihre Todeser- 
klärung oder die gerichtliche Feststel- 
lung der Todeszeit, 

2. die Aufhebung oder die Scheidung der 
Ehe, 

3. die Nichtigerklärung der Ehe, 

4. die Feststellung des Nichtbestehens der 
Ehe, 

5. die Wiederverheiratung, 

6. jede sonstige Änderung des Personen- 
standes, 

7. die Änderung oder allgemein bindende 

Feststellung des Namens, ^ 

8. den Wechsel des religiösen Bekennt- 
nisses, 
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(2) unverändert 


(3) Hat keiner der Ehegatten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlidien Aufenthalt, so 
wird das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin 
(West) fortgeführt. 

(4) unverändert 


(5) Wird die Ehe geschieden, aufge- 
hoben oder für nichtig erklärt, stirbt der 
überlebende Ehegatte oder wird er für 
tot erklärt oder seine Todeszeit gericht- 
lich festgestellt, so wird das Familienbuch 
am bisherigen Führungsort fortgeführt. 

§ 14 

Der Standesbeamte, der das Familien- 
buch fortführt, hat in dieses einzutragen: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. den Wechsel der reditlichen Zugehörig- 
keit oder die Nichtzugehörigkeit zu 
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9. einen Vermerk über die Änderung der 
Staatsangehörigkeit, falls die Änderung 
von den Ehegatten nachgewiesen wird. 

§ 15 

(1) Der Standesbeamte hat in das Fami- 
lienbuch der Ehegatten einzutragen: 

1 . die ehelichen Kinder der Ehegatten, 

2. die unehelichen Kinder der Frau, so- 
bald das Vormundschaftsgericht fest- 
gestellt hat, daß sie durch die Eheschlie- 
ßung eheliche Kinder der Ehegatten 
geworden sind, 

3. die von den Ehegatten an Kindes Statt 
angenommenen Kinder, 

4. die von einem Ehegatten an Kindes 
Statt angenommenen Kinder des an- 
deren Ehegatten. 

In dem Eintrag sind die Vornamen der 
Kinder sowie Ort und Tag ihrer Geburt 
anzugeben; in den Fällen der Nummer 2 
bis 4 ist auch der frühere F amilienname 
zu vermerken. 

(2) Der Eintrag ist zu ergänzen: 

1. wenn das Kind die Ehe schließt, 

2. wenn das Kind stirbt oder wenn es für 
tot erklärt oder seine Todeszeit ge- 
richtlich festgestellt wird, 

3. wenn sich der Personenstand des Kin- 
des auf andere Weise ändert, 

4. wenn der Name des Kindes geändert 
oder mit allgemein bindender Wirkung 
festgestellt wird. 

Ist oder war das Kind verheiratet, so wird 
im Familienbuch der Ehegatten nur die 
Annahme des Kindes an Kindes Statt 
oder die allgemein bindende Feststellung 
eingetragen, daß das Kind nicht ein ehe- 
liches Kind der Ehegatten ist. 
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einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft, 

9. unverändert 


§ 15 

(1) Der Standesbeamte hat in das Fami- 
lienbuch der Ehegatten einzutragen: 

1. die gemeinsamen Kinder der Ehegat- 
ten, 

2. unverändert 


3. die von den Ehegatten gemeinschaft- 
lich an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

4. unverändert 


Hierbei sind die Vornamen der Kinder 
sowie Ort und Tag ihrer Geburt anzu- 
führen. In den Fällen der Nummer 3 
und 4 ist im Familienbuch auf den ge- 
richtlichen Bestätigungsbeschluß hinzu- 
weisen. 

(2) Der Eintrag ist zu ergänzen: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


(3) Wird mit allgemein bindender Wir- 
kung festgestellt, daß das Kind kein ehe- 
liches Kind des Ehemannes ist oder wird 
das Kind durch Todeserklärung, Feststel- 
lung der Todeszeit oder verspätete Beur- 
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§ 15 a 

(1) Das Familienbuch ist außer Im Falle 
des § 12 auf Antrag anzulegen. Dies gilt 
nicht, wenn die Ehe vor dem 1. Januar 
1955 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geschlossen ist. 

(2) Antragsberechtigt ist jede Person, 
die in das Familienbuch einzutragen ist. 
Vor der Eintragung sind sämtliche Per- 
sonen, die in das Familienbuch einzutra- 
gen sind, zu hören, es sei denn, daß die 
Anhörung untunlich ist. 


(3) Für die Anlegung und Fortführung 
des Familienbuchs gelten die Vorschriften 
des § 12 Abs. 2 und der §§ 13 bis 15 ent- 
sprechend; im Falle des § 13 Abs. 5 ist 
das Familienbuch von dem Standesbeam- 
ten anzulegen, der vor der Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe oder vor dem Tode des zuletzt ver- 
storbenen Ehegatten für die Führung des 
Familienbuchs zuständig gewesen wäre. 
Ist der hiernach zuständige Standesbe- 
amte nicht tätig oder nicht erreichbar, so 
ist das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I In Berlin an- 
zulegen. 

§ 15 b 

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes be- 
stimmt ist, werden die Eintragungen in 
das Familienbuch, abgesehen von den An- 
gaben über den Beruf, das religiöse Be- 
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kundung des Todes des Ehemannes der 
Kindesmutter unehelidi, so ist für die El- 
tern ein neues Familienbuch ohne Angabe 
dieses Kindes anzulegen. Wird für das 
Kind ein eigenes Familienbuch geführt, 
so ist auch dieses Familienbuch durdi ein 
neues zu ersetzen. 

(4) Das Familienbuch wird für ein Kind 
nicht mehr fortgeführt, wenn es die Ehe 
geschlossen hat. Es wird Jedoch im Fami- 
lienbuch der Eltern auch nach seiner Ehe- 
schließung eingetragen, wenn es durch die 
Eheschließung seiner Eltern ehelich ge- 
worden ist oder wenn es an Kindes Statt 
angenommen wurde. Für ein an Kindes 
Statt angenommenes Kind wird nur das 
Familienbuch der Wahleltern fortgeführt. 

§ 15 a 

(1) Das Familienbuch Ist außer im Falle 
des § 12 auf Antrag anzulegen. Der An- 
trag ist nicht zulässig, wenn die Ehe vor 
dem 1. Juli 1957 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes geschlossen ist. 

(2) Antragsberechtigt ist jede Person, 
die in das Familienbuch einzutragen Ist. 
Vor der Eintragung sind sämtliche Per- 
sonen, die In das Familienbuch einzutra- 
gen sind, zu hören. Von der Anhörung 
ist abzusehen, wenn sie nur mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten oder unverhältnis- 
mäßig hohen Kosten möglich wäre. 

(3) Für die Anlegung und Fortführung 
des Familienbuchs gelten die Vorschriften 
des § 12 Abs. 2 und der §§13 bis 15 ent- 
sprechend; Im Falle des § 13 Abs. 5 ist 
das Familienbuch von dem Standesbeam- 
ten anzulegen, der vor der Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe oder vor dem Tode des zuletzt ver- 
storbenen Ehegatten für die Führung des 
Familienbuchs zuständig gewesen wäre. 
Ist der hiernach zuständige Standesbe- 
amte nicht tätig oder nicht erreichbar, so 
Ist das Familienbuch von dem Standes- 
beamten des Standesamts I in Berlin 
(West) anzulegen. 

§ 15 b 

(1) Soweit gesetzlich nichts anderes be- 
stimmt ist, werden die Eintragungen in 
das Familienbuch, abgesehen von den An- 
gaben über den Beruf, die rechtlidie Zu- 
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kenntnis und den Wohnort oder letzten 
Wohnort, auf Grund von Einträgen in 
anderen Personenstandsbüchern oder auf 
Grund von öffentlichen Urkunden vor- 
genommen. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 
Eintragungen auf Grund eidesstattlicher 
Erklärungen darf der Standesbeamte nur 
mit Zustimmung der unteren Verwal- 
tungsbehörde vornehmen. Dies gilt nicht 
für Gemeinden über 15 000 Einwohner 
und für Gemeinden, für die die höhere 
Verwaltungsbehörde bestimmt hat, daß 
die Eintragungen ohne diese Zustimmung 
vorgenommen werden können. 

(2) Der Standesbeamte hat in das Fa- 
milienbuch nur die Tatsachen einzutragen, 
die er für erwiesen erachtet. Soweit er- 
forderlich, hat er den Sachverhalt durch 
Ermittlungen aufzuklären. 

(3) Die Eintragungen im Familienbuch 
sind von dem Standesbeamten unter An- 
gabe des Tages der Eintragung zu unter- 
schreiben. 

J /5 c 

Das Familienbuch wird für ein Kind 
nicht mehr fortgeführt, wenn es die Ehe 
geschlossen hat oder wenn es an Kindes 
Statt auf genommen worden ist. § 15 
Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 15 d 

(1) Die Erklärung, durch die eine Frau 
dem Familiennamen des Mannes ihren 
Mädchennamen hinzufügt, sowie die Er- 
klärung, durch die eine Frau, deren Ehe 
geschieden oder aufgehoben ist, ihren 
Mädchennamen oder einen früheren Ehe- 
namen wieder annimmt, oder durdi die 
der frühere Mann der Frau die Führung 
seines Familiennamens untersagt, kann 
auch von den Standesbeamten beglaubigt 
oder beurkundet werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen ist der Standesbeamte zuständig, der 
das Familienbuch für die Frau führt; er 
nimmt auf Grund der Erklärungen die 
Eintragung in das Familienbuch vor. Wird 
ein Familienbudt für die Frau nicht ge- 
führt, so ist der Standesbeamte, der die 
Eheschließung der Frau beurkundet hat 
und, falls die Ehe nicht im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geschlossen ist, der 
Standesbeamte des Standesamts I ln Ber- 
lin zuständig.“ 
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gehörigkeit oder die Nichtzugehörigkeit 
zu einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft und den 
Wohnort oder letzten Wohnort auf 
Grund von Einträgen in anderen Perso- 
nenstandsbüchern oder auf Grund von 
öffentlichen Urkunden vorgenommen. 
§ 5 Abs. 3 gilt entsprechend. In Gemein- 
den unter 15 000 Einwohnern darf der 
Standesbeamte Eintragungen auf Grund 
eldesstattlidier Versicherungen nur mit 
Zustimmung der zuständigen Verwal- 
tungsbehörde vornehmen. Die Zustim- 
mung kann allgemein erteilt werden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 15 c 
entfällt 


§ 15 d 

(1) unverändert 


(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen Ist der Standesbeamte zuständig, der 
das Familienbuch der Frau führt; er 
nimmt auf Grund der Erklärungen die 
Eintragung in das Familienbuch vor. 
Wird ein Familienbuch der Frau nicht 
geführt, so ist der Standesbeamte, der die 
Eheschließung der Frau beurkundet hat, 
und, falls die Ehe nicht im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geschlossen ist, der 
Standesbeamte des Standesamts I in Ber- 
lin (West) zuständig.“ 
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14. Nach § 19 wird folgender § 19 a einge- 
fügt; 

4 19 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach §§ 17 
bis 19 nicht vorhanden und kommt die 
Geburt zur Kenntnis der Gemeindebe- 
hörde, so kann diese die Anzeige schrift- 
lich erstatten.“ 

15. 7^ § 21 Abs. 1 fallen in Nummer 1 die 
Worte: y, soweit sie der jüdischen Religions- 
gemeinschaft angehören oder angehört 
haben"' weg. 


16. § 22 erhält folgenden neuen Absatz 2; 

^ „(2) Die Vornamen des Kindes können 

nachträglich auch einem anderen Standes- 
beamten als dem, der die Geburt des 
Kindes beurkundet hat, angezeigt wer- 
den.“ 


17. § 26 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 26 

Wird im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes eine Person angetroffen, deren Per- 
sonenstand nicht festgestellt werden kann, 
so bestimmt die oberste Landesbehörde, 
weldier Geburtsort und Geburtstag für 
sie einzutragen ist; sie bestimmt ferner 
die Vornamen und den Familiennamen. 
Auf ihre Anordnung trägt der Standes- 
beamte dies in das Geburtenbuch ein.“ 
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13a. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „oder 
^ in Kasernen“ gestrichen. 

13b. In § 19 Satz 1 wird das Wort „höhere“ 
^ durdi das Wort „zuständige“ ersetzt. 

14. Nach § 19 wird folgender § 19 a einge- 
♦ fügt: 

19 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach den 
§§ 17 bis 19 nicht vorhanden oder ist 
sein Aufenthaltsort unbekannt, und 
kommt die Geburt zur Kenntnis der Ge- 
meindebehörde, so kann diese die Anzeige 
schriftlich erstatten.“ 

15. § 21 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 
^ sung: 

„l.die Vor- und Familiennamen der 
Eltern, ihr Beruf und Wohnort sowie 
im Falle ihres Einverständnisses ihre 
rechtlidie Zugehörigkeit oder ihre 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltan- 
schauungsgemeinschaft,“ 

16. unverändert 


16a. In § 23 ist das Wort „und“ durdi 
^ „oder“ zu ersetzen. 

16b. In § 25 Abs. 1 und 2 sind die Worte 
^ „untere Verwaltungsbehörde“ durch 
„zuständige Verwaltungsbehörde“ zu 
ersetzen. 

17. unverändert 
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18. § 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird die Anzeige einer Geburt 
länger als drei Monate verzögert, so darf 
die Eintragung nur nach Ermittlung des 
Sachverhalts und, soweit es sich um eine 
kreisangehörige Gemeinde unter 15 000 
Einwohnern handelt, nur mit Genehmi- 
gung der unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgen.'' 


19. § 29 erhält folgende Fassung: 

4 29 

(1) Hat der uneheliche Vater oder der 
Ehemann der Mutter nach der Geburt 
des Kindes seine Vaterschaft in öffentlicher 
Urkunde anerkannt, so ist das Aner- 
kenntnis am Rande des Geburtseintrags 
zu vermerken. 

(2) Das Anerkenntnis der Vaterschaft 
und die etwa erforderliche Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters des Anerken- 
nenden können außer von den sonst zu- 
ständigen Stellen auch von den Standes- 
beamten beurkundet werden. Wird das 
Anerkenntnis der Vaterschaft nicht vor 
dem Standesbeamten abgegeben, der die 
Geburt des Kindes beurkundet hat, so ist 
ihm eine beglaubigte Abschrift des An- 
erkenntnisses zu übersenden." 

20. Nach § 29 wird folgender § 29 a einge- 
fügt: 

4 29 a 

Besitzt die Mutter des Kindes eine 
fremde Staatsangehörigkeit und sieht ihr 
Heimatrecht ein Anerkenntnis der Mut- 
terschaft vor, so gilt für die Beurkundung 
und die Eintragung dieses Anerkennt- 
nisses § 29 entsprechend. Zur Beurkun- 
dung des Anerkenntnisses ist der Standes- 
beamte nur befugt, falls dieses nach dem 
Heimatrecht der Mutter rechtswirksam 
vor dem Standesbeamten abgegeben wer- 
den kann." 
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17a. In § 27 sind die Worte »die Eintra- 
^ gung" und „sie" durch die Worte »der 

Eintrag" und „ihn" zu ersetzen. 

18. § 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Wird die Anzeige einer Geburt 
länger als drei Monate verzögert, so darf 
die Eintragung nur nach Ermittlung des 
Sachverhalts und, soweit es sich um eine 
kreisangehörige Gemeinde unter 15 000 
Einwohnern handelt, nur mit Genehmi- 
gung der zuständigen Verwaltungsbe- 
hörde erfolgen. Die Genehmigung kann 
allgemein erteilt werden." 

19. § 29 erhält folgende Fassung: 

♦ ' 

4 29 

(1) Hat der uneheliche Vater oder der 
Ehemann der Mutter nach der Geburt 
des Kindes seine Vaterschaft in öffentlicher 
Urkunde anerkannt, so Ist das Aner- 
kenntnis auf Antrag eines Beteiligten am 
Rande des Geburtseintrags zu vermerken. 

(2) unverändert 


20. Nach § 29 wird folgender § 29 a einge- 
♦ fügt: 

4 29 a 

Besitzt ein Elternteil des unehelichen 
Kindes eine fremde Staatsangehörigkeit 
und sieht das Heimatrecht dieses Eltern- 
teils ein Anerkenntnis der Mutterschaft 
vor, so gilt für die Beurkundung und die 
Eintragung dieses Anerkenntnisses § 29 
entsprechend. Zur Beurkundung des An- 
erkenntnisses ist der Standesbeamte nur 
befugt, falls es nach dem Heimatrecht des 
ausländischen Elternteils rechtswirksam 
vor dem deutschen Standesbeamten ab- 
gegeben werden kann." 
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21. § 31 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 31 

(1) Ist ein uneheliches Kind durch die 
Eheschließung seiner Eltern ehelich ge- 
worden, so stellt das Vormundschaftsge- 
richt dies fest, falls die Geburt des Kindes 
im Geburtenbuch beurkundet oder das 
Kind Infolge der Legitimation in ein Fa- 
milienbuch einzutragen ist. In anderen 
Fällen kann das Vormundschaftsgericht 
die Feststellung treffen, falls zur Zeit der 
Legitimation der Vater oder das Kind 
Deutscher war. 

(2) Auf das Verfahren sind die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit anzuwenden. Die Beschwerde gegen 
den Beschluß des VormundschaftsgerlAts 
steht dem Mann, der Frau und dem Kind 
zu. 

(3) Der Beschluß, durch den die Legiti- 
mation des Kindes festgestellt wird, wird 
erst mit der Rechtskraft wirksam. Einem 
Beteiligten, der sich gegenüber dem Vor- 
mundschaftsgericht mit der Feststellung 
der Legitimation einverstanden erklärt 
hat, wird der Beschluß nur auf seinen An- 
trag bekannt gemacht; ein Beschwerde- 
recht steht Ihm nicht zu. Haben sich alle 
Beschwerdeberechtigten mit der Feststel- 
lung der Legitimation einverstanden er- 
klärt, so ist vom Vormundschaftsgericht 
auszusprechen, daß der Beschluß rechts- 
kräftig Ist. 

(4) Steht das Kind, weil es noch minder- 
jährig Ist, unter Vormundschaft, so soll 
diese erst aufgehoben werden, wenn der 
Beschluß, durch den die Legitimation 
festgestellt wird, rechtskräftig geworden 
ist. Ist die Mutter Vormund des Kindes 
oder ist die Vormundschaft aufgehoben, 
so ist dem geschäftsunfähigen oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkten Kinde ein 
Pfleger für das Verfahren zu bestellen. 
§ 59 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bleibt unberührt. 

(5) Die Eintragungen Im Geburtenbuch 
und Familienbuch erfolgen auf Grund 
des rechtskräftigen Beschlusses des Vor- 
mundschaftsgerichts. Ein Randvermerk 


21. unverändert 
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über das Anerkenntnis der Vaterschaft 
wird im Geburtenbuch nicht mehr einge- 
tragen, wenn die Legitimation des Kindes 
eingetragen ist/‘ 

22. Nach § 31 wird folgender § 31 a cingc- 
fügt: 

4 31 a 

(1) Die Erklärung, durch die der Ehe- 
mann der Mutter eines unehelichen Kin- 
des diesem seinen Namen erteilt, sowie 
die Einwilligungserklärungen der Mutter 
und des Kindes können auch von den 
Standesbeamten beglaubigt oder beur- 
kundet werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen ist der Standesbeamte zuständig, der 
die Geburt des Kindes beurkundet hat; 
er trägt auf Grund der Erklärungen einen 
Randvermerk in das Geburtenbuch ein. 
Ist die Geburt des Kindes nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes beurkundet, 
so ist der Standesbeamte des Standesamts I 
in Berlin zuständig.“ 


23. Nach § 34 wird folgender § 34 a einge- 
fügt: 

4 34 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach §§ 33 
und 34 nicht vorhanden und kommt der 
Tod zur Kenntnis der Gemeindebehörde, 
so kann diese die Anzeige schriftlich er- 
statten.“ 


24. ln § 37 Abs. 1 fallen in Nummer 1 die 
Worte „soweit er der jüdischen Religions- 
gemeinschaft angehört oder angehört hat'' 
und Nummer 4 weg. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


22. Nach § 31 wird folgender § 31 a einge- 
♦ fügt: 

4 31 a 
(1) unverändert 


(2) Zur Entgegennahme der Erklärun- 
gen ist der Standesbeamte zuständig, der 
die Geburt des Kindes beurkundet hat; 
er trägt auf Grund der Erklärungen einen 
Randvermerk in das Geburtenbuch ein. 
Ist die Geburt des Kindes nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes beurkundet, 
so ist auch der Standesbeamte des Stan- 
desamts I in Berlin (West) zuständig.“ 


22a. In § 34 sind die Worte „oder in Kaser- 
^ nen“ zu streichen. 


23. Nach § 34 wird folgender § 34 a einge- 
♦ fügt: 

»§ 34 a 

Ist ein Anzeigepflichtiger nach den 
§§ 33 und 34 nicht vorhanden oder ist 
sein Aufenthaltsort unbekannt und 
kommt der Tod zur Kenntnis der Ge- 
meindebehörde, so kann diese die An- 
zeige schriftlich erstatten.“ 


24. a) § 37 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 
# sung: 

„l.die Vornahmen und der Familien- 
name des Verstorbenen, sein Beruf 
und Wohnort, Ort und Tag seiner 
Geburt sowie im Falle des Einver- 
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25. § 38 fällt weg. 

♦ 


26. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

(1) Todeserklärungen und gerichtliche 
Feststellungen der Todeszeit werden von 
dem Standesbeamten des Standesamts I 
in Berlin in ein besonderes Buch für To- 
deserklärungen eingetragen. 

(2) Am Rande des Eintrags werden alle 
Entscheidungen vermerkt, durch die eine 
nach dem 30. Juni 1938 ergangene, die 
Todeserklärung oder die Feststellung der 
Todeszeit aussprechende Entscheidung 
aufgehoben, abgeändert oder ergänzt 
wird.“ 

27. Die Überschriften vor § 41 erhalten fol- 
^ gende Fassung: 

„Vierter Abschnitt 

Beurkundung des Personenstandes in 
besonderen Fällen und Entscheidung bei 
Zweifeln über die örtliche Zuständigkeit“ 

28. § 41 erhält folgende Fassung: 

4 41 

(1) Ist ein Deutscher außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geboren oder 
gestorben oder hat er außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geheiratet, 
so kann in besonderen Fällen der Stan- 
desfall auf Anordnung der obersten Lan- 
desbehörde beim Standesamt I in Berlin 
beurkundet werden. In der Anordnung 
müssen die Angaben enthalten sein, die 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes in 
das Geburten-, Sterbe- oder Flelratsbuch 
einzutragen sind. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

ständmsses des Anzeigenden seine 
rechtliche Zugehörigkeit oder seine 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kir- 
che, Religionsgesellschaft oder Welt- 
anschauungsgemeinschaft,“ 

b) In § 37 Abs. 1 fällt Nr. 4 weg. 

25. unverändert 


25a. In § 39 sind die Worte „unteren Ver- 
^ waltungsbehörde“ zu ersetzen durch 
„zuständigen Verwaltungsbehörde“. 

26. § 40 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 40 

(1) Todeserklärungen und gerichtliche 
Feststellungen der Todeszeit werden von 
dem Standesbeamten des Standesamts I 
in Berlin (West) in ein besonderes Buch 
für Todeserklärungen eingetragen. 

(2) unverändert 


27. unverändert 


28. § 41 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 41 

(1) Ist ein Deutscher außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geboren oder 
gestorben oder hat er außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes geheiratet, 
so kann in besonderen Fällen der Stan- 
desfall auf Anordnung der obersten Lan- 
desbehörde beim Standesamt I in Berlin 
(West) beurkundet werden. In der An- 
ordnung müssen die Angaben enthalten 
sein, die nach den Vorsdiriften dieses Ge- 
setzes in das Geburten-, Sterbe- oder Flei- 
ratsbuch einzutragen sind. 
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(2) Die Aufsichtsbehörde kann einen 
Standesbeamten beauftragen, vorberei- 
tende Ermittlungen anzustellen; der Stan- 
desbeamte kann eidesstattliche Erklärun- 
gen entgegennehmen,'' 

29. § 42 fällt weg. 

3Ö. In § 43 b Abs. 1 werden die Worte „In- 
ternational Refugee Organisation (IRO)“ 
durch die Worte „Urkundenprüfstelle 
beim Sonderstandesamt in Arolsen‘‘ er- 
setzt. 


31. § 43 e Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


,,(1) Für die Berichtigung oder Ergän- 
zung von Sterbebuchem^r^‘ge« gelten die 
Vorschriften der §§ 46 bis 47." 

32. Die Überschriften vor § 44 erhalten fol- 
^ gende Fassung: 

„Fünfter Abschnitt 

Zweitbuch und Erneuerung von 
Personenstandsbüchern" 

33. In § 44 

a) wird ln Absatz 1 das Wort „Fami- 
lien-" durch das Wort „Fieirats-“ er- 
setzt; 


b) erhält Absatz 3 folgenden zweiten 
Satz: 

„Die Beischreibung kann dadurch er- 
setzt werden, daß dem Zweitbuch eine 
Abschrift des ergänzten Eintrags im 
Personenstandsbuch eingefügt wird." 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann einen 
Standesbeamten beauftragen, vorberei- 
tende Ermittlungen anzustellen; der Stan- 
desbeamte kann eidesstattliche Versidie- 
rungen verlangen.“ 

29. unverändert 


30. a) In § 43 b Abs. 1 werden die Worte „In- 
^ ternational RefugeeOrganisatlon(IRO)“ 

durch die Worte „Urkundenprüfstelle 
beim Sonderstandesamt in Arolsen“ er- 
setzt. 

b) In § 43 b Abs. 3 sind die Worte „die 
Eintragung“ durch die Worte „den Ein- 
trag“ zu ersetzen. 


31. § 43 e erhält folgende Fassung: 

„§ 43 e 

Die Berichtigung oder Ergänzung eines 
Eintrags im Sterbebuch ist durch einen 
Randvermerk vorzunehmen.“ 

32. unverändert 


33. In § 44 

^ a) wird In Absatz 1 das Wort „Fami- 
lien-“ durch das Wort „Fleirats-“ 
und die Worte „jeder Eintragung“ 
durch die Worte „jedem Eintrag“ er- 
setzt; 

ai) im Absatz 2 ist das Wort „Eintragun- 
gen“ durch das Wort „Einträge“ und 
das Wort „unteren“ durch das Wort 
„zuständigen“ zu ersetzen. 

b) wird im Absatz 3 das Wort „unte- 
ren“ durch das Wort „zuständigen“ 
ersetzt und folgender Satz angefügt: 

„Die Beischreibung kann dadurch er- 
setzt werden, daß dem Zweitbuch eine 
Abschrift des ergänzten Eintrags Im 
Personenstandsbuch eingefügt wird.“ 
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34. Nach § 44 werden folgende §§ 44 a und 
44 b eingefügt: 

44 a 

(1) Gerät ein Heirats-, Geburten- oder 
Sterbebuch ganz oder teilweise in Verlust, 
so kann die höhere Verwaltungsbehörde 
bestimmen, daß das Zweitbuch fortan an 
die Stelle des in Verlust geratenen Per- 
sonenstandsbuchs tritt. Tritt der Verlust 
nur teilweise ein, so kann die höhere 
Verwaltungsbehörde auch anordnen, daß 
die in Verlust geratenen Einträge durch 
beglaubigte Abschriften aus dem Zweit- 
buch ersetzt werden. 

(2) Gerät ein Zweitbuch ganz oder 
teilweise in Verlust, so hat der Standes- 
beamte, der das Erstbuch führt, alsbald 
ein neues Zweitbuch anzulegen. Das neue 
Zweitbuch tritt an die Stelle des in Ver- 
lust geratenen Zweitbuchs. 


§ 44 b 

(1) Ist ein Familienbuch oder ist so- 
wohl das Erst- wie das Zweitbuch eines 
Heiratsbuchs, Geburtenbuchs oder Sterbe- 
buchs in Verlust geraten, so sind die Bü- 
cher neu anzulegen. Die Eintragungen 
werden von dem Standesbeamten nach 
amtlicher Ermittlung des Sachverhalts 
vorgenommen. Wer ein berechtigtes In- 
teresse glaubhaft madit, kann die Vor- 
nahme einer Eintragung beantragen. 

(2) Der Standesbeamte kann bei der 
Ermittlung des Sachverhalts tatsächliche 
Auskünfte und die Vorlegung von Ur- 
kunden verlangen, das persönliche Er- 
scheinen von Beteiligten anordnen und 
eidesstattliche Erklärungen entgegenneh- 
men. Er kann das Amtsgericht um die 
Vernehmung und Beeidigung einer Per- 
son ersuchen, wenn nach seiner Ansicht 
eine Aufklärung des Sachverhalts auf an- 
dere Weise nicht zu erreichen ist. 

(3) Sind Heirat, Geburt oder Tod einer 
Person mit hinreichender Sicherheit fest- 
gestellt, so ist die Erneuerung eines Ein- 
trags auch dann zulässig, wenn der Inhalt 
des früheren Eintrags Im übrigen nicht 
mehr zweifelsfrei festgestellt werden 
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34. Nach § 44 werden folgende §§ 44 a und 
^ 44 b eingefügt: 

44 a 

(1) Gerät ein Helrats-, Geburten- oder 
Sterbebuch ganz oder teilweise in Verlust, 
so kann die zuständige Verwaltungsbe- 
hörde bestimmen, daß das Zweitbuch 
fortan an die Stelle des in Verlust gera- 
tenen Personenstandsbuchs tritt. Tritt der 
Verlust nur teilweise ein, so kann die 
Verwaltungsbehörde auch anordnen, daß 
die in Verlust geratenen Einträge durch 
beglaubigte Abschriften aus dem Zweit- 
buch ersetzt werden. 

(2) Gerät ein Zweitbuch ganz oder 
teilweise in Verlust oder tritt das Zweit- 
buch an die Stelle des in Verlust gerate- 
nen Personenstandsbuchs, so hat der 
Standesbeamte, der das Erstbuch führt, 
alsbald ein neues Zweitbuch anzulegen. 
Das neue Zweitbuch tritt an die Stelle des 
ln Verlust geratenen Zweitbuchs. 

§ 44 b 

(1) unverändert 


(2) Der Standesbeamte kann bei der 
Ermittlung des Sachverhalts tatsächliche 
Auskünfte und die Vorlegung von Ur- 
kunden verlangen, das persönliche Er- 
scheinen von Beteiligten anordnen und 
eidesstattliche Versidierungen verlangen. 
Er kann das Amtsgericht um die Verneh- 
mung und Beeidigung einer Person ersu- 
chen, wenn nach seiner Ansicht eine Auf- 
klärung des Sachverhalts auf andere 
Weise nicht zu erreichen ist; über die Be- 
eidigung entscheidet das Amtsgericht. 

(3) unverändert 
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kann. Der Zeitpunkt der Heirat, der Ge- 
burt oder des Todes ist hierbei so genau 
zu bestimmen, als es nach dem Ergebnis 
der Ermittlungen möglich ist. 

(4) War ein Eintrag berichtigt worden, 
so kann die Erneuerung in der Form einer 
einheitlichen Eintragung vorgenommen 
werden, in der die Berichtigungen berück- 
sichtigt sind. 

(5) Der Standesbeamte einer kreisan- 
gehörigen Gemeinde darf die Eintragun- 
gen nur mit Zustimmung der unteren 
Verwaltungsbehörde vornehmen.“ 

35. § 45 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

♦ 

„(2) Der Standesbeamte kann in Zwei- 
felsfällen auch von sich aus die Entschei- 
dung des Amtsgerichts darüber herbeifüh- 
ren, ob eine Amtshandlung vorzunehmen 
ist. Für das weitere Verfahren gilt dies 
als Ablehnung der Amtshandlung.“ 

36. § 46 erhält folgende Fassung: 

4 46 

(1) In einer noch nicht abgeschlossenen 
Eintragung kann der Standesbeamte Zu- 
sätze und Streichungen vornehmen. Zu- 
sätze und Streichungen sind am Schluß 
der Eintragungen^ anzugeben. 

(2) Sind in der schriftlichen Anzeige 
einer Geburt oder eines Sterbefalls die 
Angaben unrichtig oder unvollständig 
und ist der richtige oder vollständige 
Sachverhalt durch öffentliche Urkunden 
oder auf Grund eigener Ermittlungen 
des Standesbeamten festgestellt, so trägt 
er den richtigen oder vollständigen Sach- 
verhalt in das Personenstandsbuch ein.“ 

37. Nach § 46 werden folgende §§ 46 a und 
46 b eingefügt: 

4 46 a 

(1) Der Standesbeamte kann in einem 
abgeschlossenen Eintrag offensichtliche 
Schreibfehler berichtigen. Er kann auf 
Grund öffentlicher Urkunden oder auf 
Grund eigener Ermittlungen ferner be- 
richtigen; 

1. die Hinweise auf Einträge In anderen 

Personenstandsbüchern, 
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(4) unverändert 


(5) Der Standesbeamte einer kreisan- 
gehörigen Gemeinde darf die Eintragun- 
gen nur mit Zustimmung der zuständigen 
Verwaltungsbehörde vornehmen. 

35. unverändert 


36. § 46 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 46 

(1) In einer noch nicht abgeschlossenen 
Eintragung kann der Standesbeamte Zu- 
sätze und Streichungen vornehmen. Zu- 
sätze und Streichungen sind am Schluß 
der Eintragung anzugeben. 


(2) unverändert 


37. Nach § 46 werden folgende §§ 46 a und 
^ 46 b eingefügt: 

4 46 a 

(1) unverändert 
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2. im Heiratsbuch die Angaben über Be- 
ruf und Wohnort der Ehegatten sowie 
die Angaben über Vor- und Familien- 
namen der Zeugen, ihr Alter, ihren 
Beruf und Wohnort, 

3. im Geburtenbuch die Angaben über 
Beruf und Wohnort der Eltern sowie 
die Angaben über Vor- und Familien- 
namen, Beruf und Wohnort des Anzei- 
genden, 

4. im Sterbebuch die Angaben über Be- 
ruf und Wohnort des Verstorbenen 
sowie die Angaben über Vor- und Fa- 
miliennamen, Beruf und Wohnort des 
Anzeigenden. 

(2) Im Heirats-, Geburten- und Sterbe- 
buch kann der Standesbeamte nach Ab- 
schluß des Eintrags andere Berichtigun- 
gen vornehmen, wenn der richtige oder 
vollständige Sachverhalt durch inländi- 
sche Personenstandsurkunden festgestellt 
ist. Die Urkunden dürfen nicht älter als 
dreißig Jahre sein. 

(3) Eine Berichtigung nadi Absatz 2 
darf der Standesbeamte in kreisangehöri- 
gen Gemeinden nur mit Genehmigung 
der unteren Verwaltungsbehörde vor- 
nehmen, außer wenn die höhere Verwal- 
tungsbehörde den Standesbeamten allge- 
mein ermächtigt hat, diese Berichtigun- 
gen ohne Genehmigung vorzunehmen. 

§ 46 b 

Einen Eintrag im Familienbuch kann 
der Standesbeamte auch dann selbst be- 
richtigen, wenn der Eintrag auf einem 
Eintrag im Heirats-, Geburten- oder Ster- 
bebuch beruht und dieser berichtigt wor- 
den ist. Wird das Heirats-, Geburten- 
oder Sterbebuch nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geführt, so gilt § 46 a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, Abs, 2 und 3 ent- 
sprechend.“ 

38. § 47 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Im übrigen kann ein abgeschlosse- 

ner Eintrag nur auf Anordnung des Ge- 
richts berichtigt werden. Das gleiche gilt, 
wenn der Standesbeamte Zweifel hat, ob 
er einen Eintrag berichtigen kann.“ 
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(2) Tm Heirats-, Geburten- und Sterbe- 
buch kann der Standesbeamte nach Ab- 
schluß des Eintrags andere Berichtigun- 
gen vornehmen, wenn der richtige oder 
vollständige Sachverhalt durch inländi- 
sche Personenstandsurkunden festgestellt 
ist. 

(3) In kreisangehörigen Gemeinden darf 
der Standesbeamte eine Berichtigung nach 
Absatz 2 nur mit Genehmigung der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde vorneh- 
men. Die Genehmigung kann allgemein 
erteilt werden. 


§ 46b 

unverändert 


38. unverändert 
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39. § 48 erhält folgende Fassung; 

♦ 

4 48 

(1) Auf das gerichtliche Verfahren sind 
die Vorschriften des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit anzuwenden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde und die Be- 
teiligten können In jeder Lage des Ver- 
fahrens diesem beitreten; sie können 
ihren Beitritt auch durch Einlegung eines 
Rechtsmittels erklären." 


40. Nach § 48 wird folgender § 48 a einge- 
♦ fügt: 

»§ 48 a 

(1) Das Gericht kann die öffentliche 
Bekanntmachung einer Entscheidung an- 
ordnen, wenn es Zweifel hat, ob ihm alle 
Beteiligten bekannt geworden sind. An 
Beteiligte, die Ihm bekannt sind, soll 
außerdem tunlichst eine besondere Be- 
kanntmachung erfolgen. Dem Antragstel- 
ler, dem Beschwerdeführer und der Auf- 
sichtsbehörde muß die Entscheidung stets 
besonders bekanntgemacht werden. 

(2) Die Entscheidung gilt allen Betei- 
ligten mit Ausnahme der Beteiligten, 
denen die Entscheidung besonders be- 
kanntgemacht worden Ist oder besonders 
bekanntgemacht werden muß, als zuge- 
stellt, wenn seit der öffentlichen Be- 
kanntmachung zwei Wochen verstrichen 
sind. 

(3) Die Art der öffentlichen Bekannt- 
machung bestimmt das Gericht. Es genügt 
die Anheftung einer Ausfertigung oder 
einer beglaubigten Abschrift der Ent- 
scheidung oder eines Auszugs davon 
an der Gerichtstafel. Das Schriftstück soll 
zwei Wochen, und wenn durch die Be- 
kanntmachung der Entscheidung eine Frist 
In Gang gesetzt wird, bis zum Ablauf der 
Frist an der Tafel angeheftet bleiben. Auf 
die Gültigkeit der öffentlichen Bekannt- 
machung Ist es ohne Einfluß, wenn das 
Schriftstück zu früh von der Tafel ent- 
fernt wird. Der Zeitpunkt der Anhef- 
tung und der Zeitpunkt der Abnahme 
sind auf dem Schriftstück zu vermerken." 


41. In § 49 Abs. 1 werden die Worte „des 
^ Familien-, Geburten- oder Sterbebuchs" 
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durch die Worte „eines Personenstands- 
buchs“ ersetzt. 

42. In § 50 

a) erhält Absatz 1 folgenden dritten Satz: 

„Haben am Orte eines Landgerichts 
mehrere Amtsgerichte ihren Sitz, so 
bestimmt das Land das zuständige 
Amtsgericht.“ 


b) erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die örtliche Zuständigkeit wird 
durch den Sitz des Standesbeamten 
bestimmt, der die angefochtene Ver- 
fügung erlassen oder die Sache dem 
Gericht zur Entscheidung vorgelegt 
hat oder dessen Personenstandsbudi 
berichtigt werden soll.“ 

43. § 52 erhält folgende^z neue« Absatz 3: 


„(3) Ist eine Gemeinde in mehrere 
Standesamtsbezirke aufgeteilt, so kann die 
Gemeinde bestimmen, daß nur ein Stan- 
desbeamter das Familienbuch für sämt- 
liche oder für einige Bezirke anlegt und 
fortführt. § 12 Abs. 1 bleibt unberührt.“ 

44. § 53 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für jeden Standesamtsbezirk sind 
mindestens ein Standesbeamter und ein 
Stellvertreter zu bestellen. Zum Standes- 
beamten und zum Stellvertreter darf nur 
bestellt werden, wer die erforderliche Eig- 
nung besitzt.“ 


45. § 54 erhält folgende Fassung: 

4 54 

(1) Die Standesbeamten und ihre Stell- 
vertreter werden von der Gemeinde be- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


42. In § 50 

^ a) erhält Absatz 1 folgenden dritten und 
vierten Satz; „Haben am Orte des 
Landgerichts mehrere Amtsgerichte 
Ihren Sitz, so bestimmt die Landes- 
regierung durdi Reditsverordnung 
das zuständige Amtsgericht. Die Lan- 
desregierung kann diese Ermäditigung 
auf die Landesjustizverwaltung über- 
tragen.“ 

b) unverändert 


43. In § 52 

^ a) wird in Absatz 2 das Wort „höhere“ 
durdi das Wort „zuständige“ ersetzt, 

b) wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

(3) unverändert 


44. In § 53 

^ a) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 
(1) unverändert 


b) wird in Absatz 3 Satz 2 das Wort 
„höheren“ durdi das Wort „zustän- 
digen“ ersetzt. 

45. § 54 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 54 

(1) Die Standesbeamten und Ihre Stell- 
vertreter werden von der Gemeinde be- 
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stellt. Die Bestellung bedarf in kreisange- 
hörigen Gemeinden der Zustimmung der 
unteren, in anderen Gemeinden der Zu- 
stimmung der höheren Verwaltungs- 
behörde. Die Zustimmung kann wider- 
rufen werden. 

(2) Stimmt die Verwaltungsbehörde 
nicht zu, so ist ein neuer Vorschlag ein- 
zureichen. Erklärt sie sich mit diesem 
Vorschlag nicht einverstanden, so be- 
stimmt sie, wen die Gemeinde zu bestel- 
len hat." 


46. In § 57 Abs. 1 und 2 werden jeweils 
hinter dem Wort „Gebühren" die Worte 
„und Zwangsgelder" eingefügt. 


47. In §§ 58 und 59 werden die Worte „Der 
(der) Reichsminister des Innern'" durch 
die Worte „Die (die) oberste Landes- 
behörde'" ersetzt. 


48. Die Überschriften vor § 60 erhalten fol- 
^ gende Fassung: 

„Achter Abschnitt 

Beweiskraft der Personenstandsbücher 
und -urkunden“ 

49. Die §§ 60, 61 erhalten folgende Fassung: 

4 60 

(1) Die Personenstandsbücher beweisen 
bei ordnungsgemäßer Führung Eheschlie- 
ßung, Geburt und Tod und die darüber 
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stellt. Die Bestellung bedarf der Zustim- 
mung der zuständigen Verwaltungsbe- 
hörde. Die Zustimmung kann widerrufen 
werden. 


(2) unverändert 


45 a. In § 56 sind die Worte „untere Ver- 
^ waltungsbehörde" durch die Worte „zu- 
ständige Verwaltungsbehörde" zu er- 
setzen. 

46. In § 57 

^ a) werden in den Absätzen 1 und 2 je- 
weils hinter dem Wort „Gebühren“ 
die Worte „und Zwangsgelder“ einge- 
fügt, 

b) wird in Absatz 2 das Wort „höhere“ 
durch das Wort „zuständige" ersetzt. 

47. Die §§ 58 und 59 erhalten folgende Fas- 
4 sung: 

«§ 58 

Die zuständige Verwaltungsbehörde 
kann für Gemeinden, die einem engeren 
Gemeindeverband angehören, eine beson- 
dere Regelung treffen. 

§ 59 

Die Landesregierung bestimmt die zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden, die die 
Dienstaufsicht über die Standesbeamten 
führen." 

48. unverändert 


49. Die §§ 60, 61 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

4 60 

unverändert 
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gemachten näheren Angaben. Vermerke 
über die Staatsangehörigkeit oder eine 
Änderung der Staatsangehörigkeit haben 
diese Beweiskraft nicht. 

(2) Der Nachweis der Unrichtigkeit 
der beurkundeten Tatsachen ist zulässig. 
Der Nachweis der Unrichtigkeit eines 
Eintrags im Familienbuch kann auch 
durch Vorlage einer beglaubigten Abschrift 
aus dem Heirats-, Geburten- oder Sterbe- 
buch geführt werden. 

§ 61 

(1) Einsicht in die Personenstands- 
bücher, Durchsicht dieser Bücher und Er- 
teilung von beglaubigten Abschriften 
kann nur von Behörden und von Per- 
sonen verlangt werden, auf die sich der 
Eintrag bezieht, sowie von deren Ehe- 
gatten, Vorfahren und Abkömmlingen. 
Andere Personen haben nur dann ein 
Recht auf Einsicht und Durchsicht der 
Personenstandsbücher und auf Erteilung 
von beglaubigten Abschriften^ wenn sie 
ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen. 
Wird die Ausstellung einer sonstigen Per- 
sonenstandsurkunde beantragt, so kann 
der Standesbeamte die Glaubhaftmachung 
eines berechtigten Interesses verlangen, 
wenn er Bedenken hat, ob ein solches 
Interesse vorliegt. 

(2) Im Geburtenbuch kann bei dem 
Eintrag der Geburt eines unehelichen 
oder eines an Kindes Statt angenommenen 
Kindes auf Antrag des gesetzlichen Ver- 
treters des Kindes oder auf Antrag des 
Jugendamts ein Sperrvermerk eingetragen 
werden. Ist ein solcher Sperrvermerk ein- 
getragen, so darf nur Behörden, dem ge- 
setzlichen Vertreter des Kindes und dem 
volljährigen Kinde selbst eine Personen- 
standsurkunde erteilt oder Einsicht in den 
Geburtseintrag gestattet werden.“ 


50. Nach § 61 werden folgende §§ 61 a und 
61 b eingefügt: 

„S 61 a 

Der Standesbeamte stellt auf Grund 
seiner Personenstandsbücher folgende 
Personenstandsurkunden aus: 
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S 61 

(1) Einsicht in die Personenstands- 
bücher, Durchsicht dieser Bücher und Er- 
teilung von Personenstandsurkunden 
kann nur von Personen verlangt werden, 
auf die sich der Eintrag bezieht, sowie 
von deren Ehegatten, Vorfahren und Ab- 
kömmlingen. Andere Personen und Be- 
hörden haben nur dann ein Recht auf 
Einsicht in die Personenstandsbücher, auf 
Durchsicht dieser Bücher und auf Ertei- 
lung von Personenstandsurkunden, wenn 
sie ein rechtliches Interesse glaubhaft 
machen. 


(2) Im Geburtenbuch kann bei dem 
Eintrag der Geburt eines ’ unehelichen 
oder eines an Kindes Statt angenommenen 
Kindes auf Antrag des gesetzlichen Ver- 
treters des Kindes oder auf Antrag des 
Jugendamts ein Sperrvermerk eingetragen 
werden. Ist ein solcher Sperrvermerk ein- 
getragen, so darf nur Behörden, wenn 
sie ein rechtliches Interesse glaubhaft 
machen, dem gesetzlichen Vertreter des 
Kindes und dem volljährigen Kind selbst 
eine Personenstandsurkunde erteilt oder 
Einsicht in den Geburtseintrag gestattet 
werden. Diese Beschränkung entfällt mit 
dem Tode des Kindes.“ 

50. Nach § 61 werden folgende §§ 61 a, 61 b 
^ und 61 c eingefügt; 

«S 61 a 

Der Standesbeamte stellt auf Grund 
seiner Personenstandsbücher folgende 
Personenstandsurkunden aus: 
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1. beglaubigte Abschriften, 

2. Geburts-, Helrats- und Sterbeurkunden, 

3. Auszüge aus dem Familienbuch, 

4. abgekürzte Geburtsurkunden. 

§ 61b 

Aus dem Buch für Todeserklärungen 
werden nur beglaubigte Abschriften er- 
teilt; der Glaubhaftmachung eines berech- 
tigten Interesses bedarf es nicht/* 


51. Die §§ 62, 63, 64 erhalten folgende 
Fassung: 

4 62 

In die Geburtsurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. die Vornamen und der Familienname 
des Kindes, 

2. Ort und Tag der Geburt, 

3. die Vor- und Familiennamen der Eltern 
des Kindes, ihr Wohnort sowie ihr 
religiöses Bekenntnis. 


S 63 

In die Heiratsurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Wohnort, Ort und Tag 
ihrer Geburt sowie ihr religiöses Be- 
kenntnis, 
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1. unverändert 
la. Geburtsscheine, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. entfällt 

§61b 

Aus dem Buch für Todeserklärungen 
werden nur beglaubigte Abschriften er- 
teilt; der Glaubhaftmachung eines recht- 
lichen Interesses bedarf es nicht. 

§ 61 c 

(1) In den Geburtsschein werden die 
Vornamen und der Familienname des 
Kindes sowie Ort und Tag seiner Geburt 
aufgenommen. 

(2) Ein im Geburtenbuch enthaltener 
Randvermerk ist bei der Ausstellung des 
Geburtsscheines zu berücksichtigen. Wei- 
tere Angaben, insbesondere solche, die 
nicht aus dem Geburtenbuch ersichtlich 
sind, darf der Geburtsschein nicht enthal- 
ten.“ 

51. Die §§ 62, 63, 64 erhalten folgende 
^ Fassung: 

4 62 

In die Geburtsurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Vor- und Familiennamen der Eltern 
des Kindes, ihr Wohnort sowie ihre 
rechtliche Zugehörigkeit oder ihre 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft, wenn die rechtliche 
Zugehörigkeit oder die Nichtzugehörig- 
keit im Geburtenbuch eingetragen ist. 

§ 63 

In die Heiratsurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. die Vor- und Familiennamen der Ehe- 
gatten, ihr Wohnort, Ort und Tag 
ihrer Geburt sowie ihre rechtliche Zu- 
gehörigkeit oder ihre Nichtzugehörig- 
keit zu einer Kirche, Religionsgesell- 
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2. Ort und Tag der Eheschließung. 

§ 64 

In die Sterbeurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. die Vornamen und der Familienname 
des Verstorbenen, sein Wohnort, Ort 
und Tag seiner Geburt sowie sein reli- 
giöses Bekenntnis^ 


2. die Vornamen und der Familienname 
des Ehegatten oder ein Vermerk, daß 
der Verstorbene nicht verheiratet war, 

3. Ort, Tag und Stunde des Todes.“ 

52. § 65 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 65 

Ist ein Eintrag berichtigt worden, so 
sind in den Geburts-, Heirats- und Sterbe- 
urkunden nur die sich hieraus ergebenden 
Tatsachen zu vermerken. Ebenso ist zu 
verfahren, wenn sich aus dem Eintrag 
im Geburtenbuch ergibt, daß ein Kind 
durch die Eheschließung seiner Eltern 
ehelich geworden oder daß ein Kind kein 
eheliches Kind der Ehegatten ist. Sonstige 
Änderungen des Eintrags sind am Schlüsse 
anzugeben.“ 

53. Nach § 65 werden folgende §§ 65 a und 
65 b eingefügt: 

„§ 65 a 

In den Auszug aus dem Familienbuch 
werden auf Antrag Angaben über einzelne 
Kinder oder über die Eltern der Ehe- 
gatten nicht aufgenommen. 

§ 65 b 

(1) In die abgekürzte Geburtsurkunde 
werden die Vornamen und der Familien- 
name des Kindes sowie Ort und Tag 
seiner Geburt auf genommen. 
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Schaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft, wenn die rechtliche Zugehörig- 
keit oder die Nichtzugehörigkeit im 
Heiratsbuch eingetragen ist, 

2. unverändert 

§ 64 

In die Sterbeurkunde werden aufge- 
nommen: 

1. die Vornamen und der Familienname 
des Verstorbenen, sein Wohnort, Ort 
und Tag seiner Geburt sowie seine 
rechtliche Zugehörigkeit oder seine 
Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, Re- 
ligionsgesellschaft oder Weltansdiau- 
ungsgemeinschaft, wenn die rechtliche 
Zugehörigkeit oder die Nichtzugehörig- 
keit im Sterbebuch eingetragen ist, 

2. unverändert 

3. unverändert 
52. unverändert 


53. Nach § 65 wird folgender § 65 a einge- 
♦ fügt: 

„§ 65 a 

unverändert 


§ 65 b 
entfällt 
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{2) Treffen nach einem im Geburten- 
buch enthaltenen Randvermerk die ur- 
sprünglichen Angaben zur Zeit der Aus- 
stellung der abgekürzten Geburtsurkunde 
ganz oder teilweise nicht mehr zu, so sind 
an deren Stelle die aus der Beischreibung 
sich ergebenden Tatsachen in der abge- 
kürzten Geburtsurkunde zu vermerken. 
Weitere Angaben, insbesondere solche, 
die nicht aus dem Geburtenbuch ersichtlich 
sind, darf die abgekürzte Geburtsurkunde 
nicht enthalten."^ 


54. § 66 erhält folgende Fassung: 

♦ 

54. unverändert 

„§ 66 


Die Personenstandsurkunden haben 
dieselbe Beweiskraft wie die Personen- 
standsbücher. ‘‘ 


55. In der Überschrift vor § 67 wird das 
^ Wort „Strafbestimmungen" durch das 
Wort „Schlußbestimmungen" ersetzt. 

55. unverändert 

56. § 67 fällt weg. 

56. e n t f ä 1 1 1 

♦ 

57. § 68 erhält folgende Fassung: 

♦ 

57. unverändert 

4 68 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer den 
in den §§ 16 bis 19, 24, 25, 32 bis 34 
vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht 
oder nicht rechtzeitig nadikommt. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 


(3) Wird die Anzeige anderweit recht- 
zeitig erstattet, so ist von einer Geldbuße 
abzusehen." 


58. Nach § 68 wird folgender § 68 a eingc- 
♦ fügt: 

58. unverändert 

68 a 


Alle Beteiligten sind verpflichtet, die 
zur Führung des Heiratsbuchs, des Fami- 
lienbuchs, des Geburtenbuchs und des 
Sterbebuchs erforderlichen Angaben zu 
machen und die erforderlichen Urkunden 
vorzulegen.“ 
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59. § 69 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 69 

Wer auf Grund dieses Gesetzes zu An- 
zeigen oder zu sonstigen Handlungen 
verpflichtet ist, kann hierzu von dem 
Standesbeamten durch Festsetzung eines 
Zwangsgeldes angehalten werden. Das 
Zwangsgeld darf für den Einzelfall den 
Betrag von einhundert Deutsche Mark 
nicht überschreiten; es soll vor der Fest- 
setzung schriftlich angedroht werden.“ 

60. Nach § 69 werden folgende §§ 69 a bis 
69 c eingefügt: 

„§ 69 a 

(1) Soweit nach diesem Gesetz das reli- 
giöse Bekenntnis einer Person einzutragen 
isty wird nur die rechtliche Zugehörigkeit 
oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft eingetragen. 

(2) Der Wechsel des religiösen Bekennt- 
nisses kann bei Personen, die einer Kirche, 
Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft angehört haben, erst 
eingetragen werden, nachdem der Aus- 
tritt aus der Kirche, der Religionsgesell- 
schaft oder der Weltanschauungsgemein- 
schaft nachgewiesen worden ist. Ebenso 
kann der Eintritt in eine Kirche, Reli- 
gionsgesellschaft oder Weltanschauungs- 
gemeinschaft nur eingetragen werden, 
nachdem der Eintritt nadigewiesen wor- 
den ist. 


(3) V^mivagungen über das religiöse Be- 
kenntnis einer Person in einem Personen- 
standsbuch werden für Zwecke der Be- 
völkerungsstatistik verwertet. Auskünfte 
über das religiöse Bekenntnis einzelner 
Personen dürfen nur den Kirchen, Reli- 
gionsgesellschaften oder Weltanschauungs- 
gcmeinschaften erteilt werden. 
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59. unverändert 


60. Nach § 69 werden folgende §§ 69 a bis 
^ 69 d eingefügt: 

»§ 69 a 

(1) entfällt 


(2) Der Wechsel der rechtlichen Zuge- 
hörigkeit oder die Nichtzugehörigkeit zu 
einer Kirche, Religionsgesellsdiaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft kann bei 
Personen, die einer Kirche, Religionsge- 
sellschaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft angehört haben, erst eingetragen 
werden, nachdem der Austritt aus der 
Kirche, der Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft nachgewie- 
sen worden ist. Ebenso kann der Eintritt 
in eine Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft nur einge- 
tragen werden, nachdem der Eintritt 
nachgewiesen worden ist. 

(3) Einträge über die rechtliche Zuge- 
hörigkeit oder die Nichtzugehörigkeit 
einer Person zu einer Kirche, Religions- 
gesellschaft oder Weltanschauungsgemein- 
schaft in einem Personenstandsbuch dür- 
fen nur für Zwecke der Bevölkerungssta- 
tistik verwertet werden. Von den Stan- 
desbeamten und in den Fällen der §§ 18, 
19 und 34 von den dort genannten Stel- 
len werden Zählkarten ausgefüllt, in die 

1. bei Beurkundungen der Geburt Anga- 
ben über die rechtliche Zugehörigkeit 
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§ 69 b 

(1) Zur Ausstellung eines Ehefähigkeits- 
zeugnisses, dessen ein Deutscher zur Ehe- 
schließung im Ausland bedarf, ist der 
Standesbeamte zuständig, An dessen Be- 
zirk der Verlobte seinen Wohnsitz, beim 
Fehlen eines Wohnsitzes seinen Aufent- 
halt hat. Hat der Verlobte Im Inland 
weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist 
der Ort des letzten gewöhnlichen Aufent- 
halts maßgebend; hat er sich niemals oder 
nur vorübergehend im Inland aufgehal- 
ten, so ist der Standesbeamte des Standes- 
amts I in Berlin zuständig. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur 
ausgestellt werden, wenn dem Standes- 
beamten nach gewiesen wird, daß der be- 
absichtigten Eheschließung kein Ehe- 
hindernis entgegensteht; die Beibringung 
eines ausländischen Ehefähigkeitszeugnisses 
für den anderen Verlobten ist nicht er- 


oder die Nichtzugehörigkeit zu einer 
Kirche, Religionsgesellschaft oder Welt- 
anschauungsgemeinschaft der Eltern 
des Kindes, 

2. bei der Beurkundung des Sterbefalles 
Angaben über die rechtliche Zugehörig- 
keit oder die Nichtzugehörigkeit zu 
einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft des Ver- 
storbenen, 

3. bei der Beurkundung der Eheschließung 
Angaben über die rechtliche Zugehörig- 
keit oder die Nichtzugehörigkeit zu 
einer Kirche, Religionsgesellschaft oder 
Weltanschauungsgemeinschaft der Ehe- 
schließenden aufgenommen werden. 

Soweit diese Angaben nicht aus den Ein- 
trägen in den Personenstandsbüdiern her- 
vorgehen, sind die Anzeigenden oder 
die Eheschließenden auskunftspflichtig. 
Der Standesbeamte führt über die in den 
Zählkarten enthaltenen Angaben Namens- 
listen, die wie die Personenstandsbücher 
aufzubewahren sind. Auskünfte über die 
rechtliche Zugehörigkeit oder die Nicht- 
zugehörigkeit einzelner Personen zu einer 
Kirche, Religionsgesellschaft oder Welt- 
anschauungsgemeinschaft dürfen nur den 
Kirchen, Religionsgesellschaften oder 
Weltanscliauungsgemeinschaften erteilt 
werden, denen diese Personen angehören. 

§ 69 b 

(1) Zur Ausstellung eines Ehefähigkeits- 
zeugnisses, dessen ein Deutscher zur Ehe- 
schließung im Ausland bedarf. Ist der 
Standesbeamte zuständig, In dessen Be- 
zirk der Verlobte seinen Wohnsitz, beim 
Fehlen eines Wohnsitzes seinen Aufent- 
halt hat. Hat der Verlobte Im Inland 
weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist 
der Ort des letzten gewöhnlichen Aufent- 
halts maßgebend; hat er sich niemals oder 
nur vorübergehend im Inland aufgehal- 
ten, so ist der Standesbeamte des Standes- 
amts I in Berlin (West) zuständig. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur 
ausgestellt werden, wenn der beabsichtig- 
ten Eheschließung kein Ehehindernis ent- 
gegensteht; der Standesbeamte kann vom 
Ehehindernis der Wartezeit befreien. Die 
Beibringung eines ausländischen Ehefähig- 
keitszeugnisses für den anderen Verlob- 
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forderlich. Das Ehefähigkeitszeugnis gilt 
nur für die Dauer von sechs Monaten. 

(3) Lehnt der Standesbeamte die Aus- 
stellung des Ehefähigkeitszeugnisses ab, so 
kann der Antragsteller die Entscheidung 
des Gerichts anrufen. Die Vorschriften 
der §§ 45, 48 bis 50 sind entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 69 c 

Wer Deutscher im Sinne dieses Ge- 
setzes ist, bestimmt sich nach Artikel 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes.'* 


61. Die Überschriften vor § 70 fallen weg. 

♦ 

62. § 70 erhält folgende Fassung: 

4 70 

Die zuständigen Bundesminister werden 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates zur Durchführung dieses Gesetzes 
Rechtsverordnungen und Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen über 

1. die Führung, Fortführung, Benutzung 
und Aufbewahrung der Personen- 
standsbücher, einschließlich der in der 
Zeit vom 1. Januar 1876 bis 30. Juni 
1938 geführten Standesregister und 
der In der Zeit vom 1. Juli 1938 bis 
31, Dezember 1954 geführten Per- 
sonenstandsbücher, sowie der Perso- 
nenstandsbücher aus Gebieten, in 
denen ein deutscher Standesbeamter 
nicht tätig, nicht erreichbar oder 
zur Durchführung dieses Gesetzes 
nicht bereit ist, 
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ten ist nicht erforderlich. Das Ehefähig- 
keitszeugnis gilt nur für die Dauer von 
sechs Monaten. 

(3) unverändert 


§ 69 c 

unverändert 


§ 69d 

§ 41 Abs. 1 Satz 1 gilt auch für die Be- 
urkundung von Todesfällen deutscher 
Volkszugehöriger, welche die Eigenschaft 
eines Deutschen nicht mehr erlangt haben, 
weil sie im Zusammenhang mit den Er- 
eignissen des Zweiten Weltkrieges vor 
ihrer Aufnahme Im Gebiet des Deutschen 
Reiches nach dem Stand vom 31. Dezem- 
ber 1937 auf der Flucht oder in der Ge- 
fangenschaft verstorben sind.“ 

61. unverändert 


62. § 70 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 70 

Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt. Im Benehmen mit dem Bundes- 
minister der Justiz und mit Zustimmung 
des Bundesrates zur Durchführung dieses 
Gesetzes Rechtsverordnungen und Ver- 
waltungsvorschriften zu erlassen über 

1. die Führung, Fortführung, Benutzung 
und Aufbewahrung der Personen- 
standsbücher, einschließlich der in der 
Zeit vom 1. Januar 1876 bis 30. Juni 
1938 geführten Standesregister und 
der in der Zeit vom 1. Juli 1938 bis 
30. Juni 1957 geführten Personen- 
standsbücher sowie der Personen- 
standsbücher aus Gebieten, in denen 
ein deutscher Standesbeamter nicht 
tätig, nicht erreichbar oder zur Durch- 
führung dieses Gesetzes nicht bereit 
Ist, 
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2. die Führung der Standesamtsgeschäfte, 

3. den Gebrauch von Abkürzungen, 

4. die Beurkundung des Personenstandes 
in besonderen Fällen und der Standes- 
fälle von Soldaten, sowie der Standes- 
fälle, die sich auf der See, in der 
Luft, auf Binnenschiffen, in Landfahr- 
zeugen oder in Bergwerken ereignen, 

5. die Beurkundung von Personenstands- 
fällen, falls eine Person beteiligt ist, 
die taub oder stumm oder sonst am 
Sprechen verhindert ist, die die deut- 
sdie Sprache nicht versteht oder nicht 
schreiben kann, 

6. die Führung des Staatsangehörigkeits- 
nachweises, 

7. den Umfang der Beweiskraft der vor 
dem 1. Januar 1955 geführten Per- 
sonenstandsbücher, 

8. die Wiederherstellung verlorener Per- 
sonenstandsbücher und die Führung 
der Zweitbücher sowie die Anwendung 
technischer Hilfsmittel zur Wieder- 
herstellung in Verlust geratener Per- 
sonenstandsbücher in Abweichung von 
den §§ 44 bis 44 b, 

9. die Begriffsbestimmungen für totge- 
borene Kinder und Fehlgeburten, 

10. das Aufgebot und die Eheschließung, 

11. die statistischen Erhebungen, 

12. die Mittellungspflichten der Standes- 
beamten, der Gerichte, Behörden, 
Notare und Konsuln, 

13. das Verfahren bei der Festsetzung von 
Zwangsgeld, 

14. die Erhebung von Gebühren durch 
die Standesbeamten, 

15. die Führung des Familienbuchs für 
mehrere Gemeinden durch eine Ge- 
meinde, 

16. die Anwendung von Vorschriften, die 
vor dem 1, Januar 1955 für die Ein- 
tragung von Randvermerken zum 
Heiratseintrag, für die Führung des 
zweiten Teiles des Blattes im Familien- 
buch nach §§ 14 und 15 des Personen- 
standsgesetzes vom 3. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1146) und für die 
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2. e n t f ä 1 1 1 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. den Umfang der Beweiskraft der vor 
dem 1. Juli 1957 geführten Personen- 
standsbücher, 

8. die Führung der Zweitbücher und die 
Wiederherstellung verlorener Perso- 
nenstandsbücher sowie die Anwen- 
dung technischer Hilfsmittel für die 
Führung der Zweitbücher und für die 
Wiederherstellung in Verlust gerate- 
ner Personenstandsbücher in Abwei- 
chung von den §§ 44 bis 44 b, 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 


13. e n t f ä 1 1 1 

14. unverändert 

15. unverändert 


16. die Anwendung von Vorschriften, die 
vor dem 1. Juli 1957 für die Ein- 
tragung von Randvermerken zum 
Heiratsantrag, für die Führung des 
zweiten Teiles des Blattes im Familien- 
buch nadi den §§ 14 und 15 des Per- 
sonenstandsgesetzes in der Fassung 
vom 3. November 1937 (Reichsge- 
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Eintragung von Hinweisen ln die 
Personenstandsbücher galten, wenn eine 
Eintragung ln das Familienbuch nicht 
vorgenommen werden kann, well die- 
ses nicht angelegt ist. Für Länder, in 
denen der zweite Teil des Blattes im 
Familienbuch nach §§ 14 und 15 des 
Personenstandsgesetzes vom 3. No- 
vember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1146) 
nicht geführt worden ist, kann eine 
besondere Regelung getroffen werden.“ 


63. Nach § 70 wird folgender § 70 a ein- 
gefügt: 

»§ 70 a 

(1) Das Land kann durdi Rechtsver- 
ordnung Bestimmungen treffen 

1 , über die Aufbewahrung, Fortführung 
und Benutzung der vom 1. Januar 1876 
bis 30. Juni 1938 geführten standesamt- 
lichen Nebenregister und der vor dem 

1. Januar 1876 geführten Zivilstands- 
register (Standesbücher), 

2. im Einvernehmen mit den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften über die Auf- 
bewahrung, Fortführung und Benutzung 
der vor dem 1. Januar 1876 von Kirchen 
und Religionsgesellschaften geführten 
Kirchenbücher und Register oder der 
Zweitschriften solcher Bücher und Re- 
gister. 

(2) Das Land kann ferner durch Rechts- 
verordnung bestimmen: 

1. daß abweichend von § 15 a auch andere 
Personen einen Antrag auf Anlegung 
eines Familienbuchs stellen können und 
daß ein Familienbuch allgemein bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt anzu- 
Icgen Ist, 

2. daß eine Zustimmung zur Bestellung 
des Standesbeamten nach § 54 nicht er- 
forderlich, In solchen Fällen die Bestel- 
lung aber auf Anordnung der höheren 
Verwaltungsbehörde zu widerrufen Ist, 

3. daß auch die höhere Verwaltungs- 
behörde in besonderen Fallen eine An- 
ordnung nach § 41 treffen kann.“ 
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setzbl. I S. 1146) und für die Eintra- 
gung von Hinweisen in die Personen- 
standsbücher galten, wenn eine Ein- 
tragung in das Familienbuch nicht vor- 
genommen werden kann, weil dieses 
nicht angelegt ist. Für Länder, in 
denen der zweite Teil des Blattes im 
Familienbuch nach den §§ 14 und 15 
des Personenstandsgesetzes in der Fas- 
sung vom 3. November 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1146) nicht geführt wor- 
den ist, kann eine besondere Regelung 
getroffen werden.“ 

63. Nach § 70 wird folgender § 70 a ein- 
♦ gefügt: 

„§ 70 a 

(1) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung Bestimmungen treffen 
1. unverändert 


2. unverändert 


(2) Die Landesregierung kann ferner 
durch Rechtsverordnung bestimmen: 

1. daß außer in den Fällen der §§ 12 und 
15 a ein Familienbuch in bestimmten 
Fällen oder allgemein anzulegen ist. 


2. daß eine Zustimmung zur Bestellung 
des Standesbeamten nach § 54 nicht er- 
forderlich, In solchen Fällen die Bestel- 
lung aber auf Anordnung der zustän- 
digen Verwaltungsbehörde zu wider- 
rufen ist, 

3. daß auch die höhere Verwaltungs- 
behörde eine Bestimmung und Anord- 
nung nach § 26 oder eine Anordnung 
nach § 41 treffen kann. 

(3) Die Landesregierung kann die Er- 
mächtigung nach Absatz 1 und 2 auf eine 
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64. § 71 Satz 3 fällt weg. 

♦ 

Artikel II 

1. Wo in Gesetzen, Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
dem Rechtsamt in Hamburg, dem Amts- 
gericht in Hamburg oder dem Haupt- 
standesamt Hamburg Aufgaben über- 
tragen sind, gehen diese auf den Senator 
für Inneres In Berlin, das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlln-Schöneberg oder das 
Standesamt I In Berlin über. 

2. Die Zuständigkeiten nach dem Gesetz 
über die Anerkennung freier Ehen rassisch 
und politisch Verfolgter vom 23. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 226) und nach 
dem Gesetz über die Anerkennung von 
Nottrauungen vom 2. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 778) bleiben unberührt. 


Artikel III 

1. Alle diesem Gesetz entgegenstehenden 
Vorschriften werden aufgehoben. Insbe- 
sondere werden folgende Vorschriften 
aufgehoben, soweit sie nicht bereits außer 
Kraft getreten sind: 

a) Die Verordnung über die Verein- 
fachung der Verwaltung auf dem Ge- 
biet des Personenstandswesens vom 
22. Juni 1942 (Relchsgesetzbl. I S. 414), 

b) die Zweite Verordnung zur Ausfüh- 
rung des Personenstandsgesetzes vom 
30. August 1939 (Relchsgesetzbl. I 
S. 1540), 

c) Artikel IV der Vierten Verordnung 
zur Ausführung und Ergänzung des 
Personenstandsgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1944 (Relchsgesetzbl. I S. 219), 

d) die Verordnung nach § 43 b Abs. 4 des 
Personenstandsgesetzes vom 6. De- 
zember 1951 (Bundesanzeiger 1951 
Nr. 241 S. 1), 

e) die Verordnungen des Präsidenten des 
Zentral-Justlzamts für die Britische 
Zone zur Änderung des Personen- 
standsrechts vom 20. Dezember 1946 
(Verordnungsblatt für die britische 
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oder mehrere oberste Landesbehörden 
übertragen.“ 

64. unverändert 

Artikel II 

1. Wo in Gesetzen, Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
dem Rechtsamt in Hamburg, dem Amts- 
gericht in Hamburg oder dem Haupt- 
standesamt Hamburg Aufgaben über- 
tragen sind, gehen diese auf den Senator 
für Inneres in Berlin, das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg oder das 
Standesamt I in Berlin (West) über. 

2. unverändert 


A r t i k e 1 III 

1. Alle diesem Gesetz entgegenstehenden 
Vorschriften werden aufgehoben. Insbe- 
sondere werden folgende Vorschriften 
aufgehoben, soweit sie nicht bereits außer 
Kraft getreten sind: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 
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Zone 1947 S. 13) und über Personen- 
standsangelegenheiten vom 12. Mai 
1947 (Verordnungsblatt für die bri- 
tische Zone S. 53) in der Fassung der 
Verordnung zur Ergänzung der Ver- 
ordnung über Personenstandsangele- 
genheiten vom 13. August 1948 (Ver- 
ordnungsblatt für die britische Zone 
S. 239) sowie die Ausführungsverord- 
nung des Präsidenten des Zentral- 
justizamts für die Britische Zone vom 
14. Februar 1949 (Zentraljustizblatt 
S. 46), 

f) die Gesetze zur Ergänzung des Per- 
sonenstandsgesetzes 

des Landes Bayern vom 23. Juni 
1949 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 141 und S. 206), 
des Landes Hessen vom 25. Juni 
1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen Teil I 
S. 55 und S. 98), 

des Landes Württemberg-Baden 
vom 5. Juli 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg- 
Baden S. 165), 

der Freien Hansestadt Bremen 
vom 25. August 1949 (Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen 
S. 175) 


und die zur Ausführung dieser Gesetze 
ergangenen Bestimmungen. 

2. In § 167 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit fällt der Halbsatz: 
„für die Aufnahme dieser Urkunden ist, 
wenn die Anerkennung der Vaterschaft 
bei der Anzeige der Geburt des Kindes 
oder bei der Eheschließung seiner Eltern 
erfolgt, auch der Standesbeamte zuständig, 
welcher die Geburt oder die Eheschlie- 
ßung beurkundet“ weg. 

3. In § 43 Abs. 2 des Reichsgesetzes für 
Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 
(Reichsgesetzbl. I S. 633) fallen die Worte 
„entgegenzunehmen und“ weg. 
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f) unverändert 


g) das Gesetz des Landes Berlin über Ver- 
einfachungsmaßnahmen auf dem Ge- 
biete des Personenstandsrechts vom 
15. März 1950 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin I S. 87) 

und die zur Ausführung dieser Gesetze 
ergangenen Bestimmungen. 

2. unverändert 


3. unverändert 


36 



Entwurf 


4. Wo auf Vorschriften verwiesen wird, 
die durch dieses Gesetz aufgehoben oder 
geändert werden, erhält die Verweisung 
ihren Inhalt aus den entsprechenden 
neuen Vorschriften. Einer Verweisung 
steht es gleich, wenn die Anwendbarkeit 
der in Nummer 1 bezeichneten Vorschrif- 
ten stillschweigend vorausgesetzt wird. 


Artikel IV 

Die zuständigen Bundesminister werden er- 
mächtigt, den Wortlaut des Personenstands- 
gesetzes in der nach diesem Gesetz geltenden 
Fassung unter der Bezeichnung „Personen- 
standsgesetz ‘‘ mit dem Datum der Bekannt- 
madiung neu bekanntzumadien und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. Es gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Land 
Berlin; Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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3 a. In § 9 des Gesetzes über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen 
vom 5. Januar 1938 (Reidisgesetzbl. I 
S. 9) erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die untere Verwaltungsbehörde veran- 
laßt die Eintragung eines Randvermerks 
über die Namensänderung, den Wider- 
ruf einer Namensänderung oder die 
Namensfeststellung im Geburtenbudi 
(Geburtsregister) und im Familienbudi 
(Heiratsregister).“ 

4. unverändert 


A r t i k e 1 IV 
unverändert 


Art Ikel V 

Dieses Gesetz und das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsge- 
setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 57) gelten audi im Land Berlin, sofern sie 
im Land Berlin in Kraft gesetzt werden. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des Per- 
sonenstandsgesetzes in der gemäß Artikel IV 
dieses Gesetzes bekanntgemachten Fassung 
oder auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


A r t i k e l VI 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1957 in 
Kraft. 
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